
m 7

W m

a

Redaktion Halle a. S. Er. Brauhaueſtr. 17.
Fernipr. 6802. Sprechſtunde täglich von 11-- 12

I e W en rägerlohn.Rr. 303 Durch Bierieljahr 15.
Beſitellgeld extra.

Genoſſe Karl Legien geſtorben.
Berlin, 26. Dezember. Reichstagsaögeordneter Le

Aen, der Vorſitzende des Allgemeinen Deutſchen Gewerk
ſchaftsbundes, iſt heute morgen geſtorben.

Genoſſe Legien mußte eng Tage vor Weihnachten
zas Krankenhaus aufſuchen. Am Donners hatten die
Aerzte eine Operation vorgenommen, doch hoffte man all
emein, daß die noch rüſtige und zähe Natur Legiens dieſywere Kriſe überwinden würde. Dieſe Hoffnung iſt ge

täuſcht worden. Legien iſt, nur 59 Jahre alt, geſtorben.

Der Reichspräſident Ebert an den A. d. G. V.
Berlin, 26. Dezember. Anläßlich des Hinſcheidens Karl

Legiens hat der Reichspräſident folgendes Schreiben an den
Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbund gerichtet:

Das plötzliche Hinſcheiden Karl Legiens, Jhres Vor-
ſitzenden, erfüllt mich mit tiefem Schmerz. Mit Karl
Legien ſinkt einer der hervorragendſten Männer Deutſch
lands ins Grab. Was er in mehr als dreißigjähriger zäher,
tatkräftiger Arbeit für die Gewerkſchaften der Abeiter ge
ſchaffen hat, iſt unvergängliche Kulturarbeit. Ueberall in
der Welt, wo die Gewerkſchaften Wurzel gefaßt haben, wird
der Tod Karl Legiens tief beklagt werden. Für den All
gemeinen Deutſchen Gewerkſchaftebund iſt der Verluſt Le
giens ein ſchwerer Schickſalsſchlag. Seien Sie meiner herz
lichen Teilnahme verſichert.

o Ebert, Reichspräſident.M den Reichswirtſchaftsrat ſandte der Reichspräſident
ſolgendes Schreiben:

Dem Reichswirtſchaftsrat beehre ich i u dem ſchwe-ren Verluſte, den er durch den plötzlichen T ſeine zweiten

Vorſitzenden Legien erfahren hat, meine herzliche Teilnahme
auszuſprechen. Das warme und ſtets lebendige Jntereſſe,
das der Verſtorbene dem ickſal unſeres Vaterlandes ent
egenbrachte, und die tatkräftige Mitarbeit, die er allenFragen unſeres wirtſchaftlichen Aufbaues widmete, werden

ſeinem Ramen im deutſchen Wirtſchaftsleben ein bleibendes
Hedenken ſichern.

Ebert, Reichspräſident.

Weihnachtsdank des deutſchen Volkes.
Der Reichspräſident hat an den Reichskanzler folgendes

Schreiben gerichtet:
Berlin, 23. Dezember 18920.

WMenſchenfreundliche Kreiſe des Auslandes ſind ſeit
langem bemüht, der in weiten Schichten unſeres Volkes
S Not durch Werke der Nächſtenliebe zu ſteuern.

n erſter Stelle ſtehen in dieſer m unſere Nach-
barländer Dänemark, Finnland, Uand, Norwegen,
Schweden und die Schweiz. Die warmherzige und für-
ſorgliche Aufnahme, die den Kindern unſeres Volkes ſeit
Jahren in dieſen Ländern monatelang bereitet wird, be
gegnet den ſchweren Gefahren, denen das heranwachſende
Geſchlecht in geiſtiger wie in körperlicher Beziehung durch
den Krieg und ſeine Nebenerſcheinungen ausgeſetzt wor-
den iſt, und verfolgt damit ein Ziel, das über die Not
des Tages hinausweiſt und. uns Deutſchen ganz beſon
ders am Herzen liegen muß.

Den gleichen Zwecken dient die großzügige Hilfstätig
keit der Quäker. Jhren Speiſungen der Schuljugend ha-
ben ſie eine gleiche Fürſorge für bedürftige Erwachſene
folgen laſſen. Auch andere Kreiſe der Bevölkerung in den
Vereinigten Staaten haben eine weitgehende Hilfstätig-
keit in Form von Liebesgaben und Geldüberweiſungen
entfaltet. Tatkräftige, von warmer Sympathie getragene
ſe e iſt auch von den Staaten Südamerikas gekommen;

hat noch jüngſt ein Komitee chileniſcher men der
Gattin unſeres Außenminiſters die Summe von 150 000
Mark für unſere Kriegswaiſen zur Verfügung geſtellt.

Das Gefühl für den Wert all dieſer menſchenfreund-
lichen Hilfe wird im deutſchen Volke, das ſchwer um ſein
Daſein ringt, nicht erlöſchen. Jch möchte das Weihnachts

ſt nicht vorübergehen laſſen, ohne dieſen Gefühlen wei
teſthin Ausdruck zu en, und bitte Sie, Herr Reichs
kanzler, allen beteiligten Stellen warmen und bleibenden
Dank des deutſchen Volkes zu übermitteln. J

gez. Ebert
Der Reichskanzler hat veranlaßt, daß den beteiligten

Stellen des Auslandes und den inländiſchen Hauptſtellen
des inländiſchen Hilfswerkes der in dieſen Schreiben aus
gedrückte Weihnachtsdank des deutſchen Volkes üboermittelt

Der Stern d'Annunzios ſinkt.Rom, 23. Dezember. Die im Ausland verbreitete Mel-
dung über eine angebliche Beſchießung Finmes iſt von Grund
aus falſch. Ueber die wirkliche Lage Fiumes liegen folgende

richten vor: Der größte Teil der Bevölkerung fängtW Lage nüchtern e nzuſchäten. Die Fiumer Sektion

parder Ka n Volkspartei hat in einer rdnungv atke von Rapallo anerkannt. Wie z Ttibuna

und ſämtliche Unterbezirke (Kreiſe) im Reg.Bez. Merſeburg. Erſcheint täglich
außer Sonn u. Feiertags in Halle a. S., Sonnabends mit der illuſtrierten Beilage

„Volk und Zecc..

h Holle, Montag den 27. deender i

e

meldet, haben bereits die beſten und meiſten Offiziere d'An
nunzio verlaſſen, und auch diejenigen, die noch zu ihm ſtehen,
verhehlen nicht, daß ſie jedem Blutvergießen abgeneigt ſind.Ein großer Teil der Legionäre hat übrigens ſchen Fiume

verlaſſen. Auch Maffeo Pantaleoni, der Sekretär für das
Finanzweſen der Veſgrtigrf des Quarnero, ſoll die Stadt
verlaſſen haben. Die italieniſche Preſſe ſteht rege
hinter der Regierung und betont die Notwendigkeit, da
der Willen des Staates von allen befolgt werde.

n Dalmatien ſcheint die Lage unverändert zu ſein.
Senator Ziliotto, der Bürgermeiſter von Zara, iſt dorthin
e und hat dem Zivilgouverneur Vonfanti erlärt, er ſtehe zu ſeinen Dienſten. Jn Röm hat Admiral
Millo dem Miniſterpräſidenten Giolitti eingehend über die
Lage berichtet, die er günſtig burteilt. Millo wurde auch
vom König in Privataudienz empfangen.

Trieſt, 26. Dezember. Agenzia Stefani. Jnfolge der
kürzlichen Zwiſchenfälle und der drohenden Haltung des
Oberbefehlshabers von Fiume und auf Anordnung des Ge
nerals Caviglia wurde am Freitag die Beſetzung vorgeſcho
bener Stellungen um Fiume durchgeführt. Die Legionäre
leiſteten bewaffneten Widerſtand, wobei es unter den regu.
lären Truppen 5 Tote und etwa 30 Verwundete gab.

Ausdehnung der Beamtenbewegung.
der Geſamtverband deutſcher Beamten und Siaatsangeſte lte geregten hat c den Boden der r

2 en der vereinigten Eiſendahnorgat nen geſtellt.
r Geſamtverband hatte in ſeinen früheren Beſchlüſſen

ſeine weitere Haltüng von den Entſchließungen des Reichstags abhängig gemacht. Nachdem der Reichstag die Forde-

rungen des n er in weſentlichen Punkten nicht
erfüllt hat, ſieht ſich der er veranlaßt, erneut
mit ſeinen Wünſchen an die Regierung und das Parlament
heranzutreten.

Beſchwerde gegen das Keſſel-Urteil!
Der Oberſtaatsanwalt beim Landgericht I. teilt mit:
Die Einſtellung des Verfahrens gegen den Hauptmann

v. Keſſel iſt von der Strafkammer des Landgerichts J gegen
den ausdrücklichen Widerſpruch der Staatsanwaltſchaft er
folgt. Der Beſchluß iſt nicht rechtskräftig. Die Staats
anwaltſchaft hat dagegen Beſchwerde eingelegt. Das Kam-
mergericht wird darüber zu entſcheiden haben, ob das Amneſtiegeſetz vom 4. Auguſt 1920 auf die dem Hauptmann

u ſel zur Laſt gelegten Straftaten Anwendung finden
o

Dieſe Stellungnahme des Oberſtaatsanwaltes deckt ſich
mit der von uns zum Ausdruck gebrachten Anſicht, daß die
Einſtellung des Verfahrens gegen v. Keſſel nicht als endgül-
tig anzuſehen ſei, daß die weiteren Jnſtanzen ſich
aufs neue mit der Angelegenheit auseinanderzuſetzen hätten.
Nunmehr hat das Kammergericht das Wort.

Rußland auf hohem Pferd.
WTB. Warſchau, 23, Dezember. Jn einer offiziöſen

Kundgebung heißt es, Joffe meine, Rußlands internationale
Lage' habe ſi gebeſfert, es brauche infolgedeſſen die Ver
pflichtungen Polen gegenüber nicht ſo genau wie bisher zu
erfüllen, und die Heimkehr der polniſchen 77

oaus Rußland habe keine Eile, da man ſie in Ru rau
chen könne.

Am 18. 12. habe Bogoljepow im Namen der ruſſiſchenAbordnung die federerſattung der polniſchen Fonds für

Wohltätigkeit, öffentlichen Unterricht und dergleichen ein
fach deswegen verweigert, weil die Sowjetregierung alle
Staate papiere für ungültig erklärt habe. nfolgedeſſen
ſtockten die Rigaer Verhandlungen

der Schledsſpruch im iger Retallarbeiterſtreit4 p w L alen erklärt.
Leipzig, 24. Dezember. Der Demobilmachungskommiſ-

ſar hat den am 15. Dezember vom Schlichtungsausſchuß gar
Beilegung des Metallarbeiterſtreiks gefällten, von den Ar-
beitgebern abgelehnten Schiedsſpruch für verbindlich er
klärt.

Ein Zenterumsmann e Der frühere Reichs
und Landtagsabgeordnete Oberlandesgerichtsrat a. D. Roe-
ren iſt im Alter von 76. Jahren geſtorben.

Handelsverkehr mit Bordeguxz. Nach einer Meldung
des, „Bonſoir“ aus Bordeaux iſt dort das erſte deutſche
Schiff, der Dampfer „Dortmund“ aus Hamburg einge-
troffen.

Einer, dem es in Deutſchland geſällt. Laut Havas- Meldung
aus Amiens hat das Kriegsgericht den Jnfanteriſten Jules Har-
lan:, der ſeit 1915 als Kriegsgefangener in Deutſchland weilt
und ſich irotz wirderholter Aufforderung eines Offiziers der
Militärkommiſſion weigert, nach Frankreich zurückzukehren, in
Abwejenheit zu zehg Jaßreg Zwango arbeit Hexurtwiti
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betonte, ſagte er, der entſetzliche Wettbewerb der Rüſtungen

dem Beitritt Deutſchlands keine Schwierigkeiten

Eine Rede über den Völlerbund.

Lloyd George hat zwei Tage vor Weihnachten bei einem
Bankett zu Ehren der britiſchen Reichsdelegierten zum
Völkerbund eine Rede gehalten, die nach verſchiedenen Rich-
tungen bemerkenswert iſt. Der engliſche premierminiſter
pries das Werk von Genf und kam dabei an zwei Stellen
ſeiner Rede auch auf die Entſtehungsurſachen des Weltkrieges
zu ſprechen. Als er die Einſetzung eines internationalen
Gerichtshofes beſprach, erklärte er: „Hätte man 1914 eine
ſolche Perſammlung gehabt, ſo wäre es nie zum Kriege ge-
kommen.“ Später, als er die Notwendigkeit der Abruſtung

habe mehr Schuld am Kriege auf ſich geladen als irgendeine
andere Urſache.

Lloyd George ſcheint im Augenblick ſeiner Rede, wenn
ſie richtig wiedergegeben iſt, vergeſſen zu haben, daß es auch
im Jahre 1914 einen internationalen Gerichtshof im Haag
gab, und daß der Zar im letzten Augenblick des Konflikts dem
deutſchen Kaiſer den Vorſchlag machte, den ſerbiſchen Streit-
fall dem Schiedsgericht vom Haag zu unterbreiten. Man hat
auf deutſcher Seite dieſe Aufforderung, die jedenfalls reichlich
zu ſpät kam, als eine bloße diplomatiſche Finte angeſehen und
weiter nicht beachtet. Andererſeits war man auch ſo feig,
in dem Weißbuch, das man dem deutſchen Reichstag vorlegte,
dieſes Zarentelegramm einfach zu unterſchlagen, was begreif-
licher Weiſe ſpäter, als die Sache ans Licht kam, als ein
Beweis der deutſchen Schuld angeſehen werden mußte. Wie 5
dem auch immer ſei, keinenfalls hat eine der beteiligten
Mächte, ſolange es noch Zeit war, daran gedacht, den Haager

Schiedsgerichtshof anzurufen. Wäre dies rechtzeitig geſchehen,
ſo wäre eine ſolche Bewegung für dieſe Löſung in der ga
Welt entſtanden, daß keine Macht ſich ihr zu entziehen
vermocht hätte. Jn dieſem Verſagen liegt eine allgemeine
Schuld aller Regierungen an dem Ausbruch des Krieges.

Der Haager Schiedsgerichtshof mußte nicht J
werden, weil er nicht obligatoriſch war. Das militariſtiſcho
Deutſchland hatte ſich gegen den obligatoriſchen Charakter des
Schiedsgerichts gewehrt. Der vom Genfer Völkerbund ein-
geſetzte Schiedsgerichtshof iſt auch nicht obligatoriſch, denn
diesmal war es wiederum das militariſtiſche Frankreich, das
ſich einer ſolchen Entwicklung widerſetzte. Der belgiſche
Völkerbundsdelegierte Lafontaine hat dieſen Widerſtand mit
den Worten gegeißelt, daß er vom Geiſte des preußiſchen
Junkertums beherrſcht ſei. Der neue Gerichtshof iſt alſo
ebenſowenig imſtande, mit Sicherheit Kriege zu verhüten,
wie es der alte konnte, und darum war das Lob, das Lloyd
George der Völkerbundsverſamlung ſür dieſes Stück ihrer
Arbeit ſpendete, ganz unverdient. Und doch gibt es kein
anderes Mittel, mit einem ſehr hohem Grade von Wahrſchein-
lichkeit, Kriege überhaupt zu verhüten, als das Schiedsgericht.
Man braucht dabei noch nicht einmal ein ſolcher Optimiſt zu
ſein, anzunehmen, daß ein e Gerichtshof immer von dem
Geiſte reinſter Gerechtigkeit beſeelt ſein müßte. Aber ſein
Spruch bliebe dann immer noch ein Manometer, der in der
Welt vorhandenen Machtverhältniſſe, und ein Staat, der
wüßte, daß er Urteil und Stimmung faſt der ganzen Well
er ch hat, würde ſich hüten, zum wert zu greifenas war ja das Unheil des Jahres 1914, daß ſich die deutſch
Regierung und das deutſche Volk gänzlich im Unklaren dar
über waren, welche Mächte ihnen gegenüberſtanden. Hätte
man in Deutſchland gewußt, daß England und ſpäter auch
Amerika mit ihrem unabſehbaren Gefolge kleinerer Staaten
in den Krieg eintreten würden, ſo wäre man ſicherlich noch
rechtzeitig e re en. Als man die Wahrheit erkannte
war es ſchon zu ſpät.

Würden alle Konflikte durch obligatoriſche Schiedsſprüche
entſchieden werden, ſo wüßte die unterlegene Macht von
vornherein, welche Mächte zur Exekution des Schiedsſpruch
bereit ſind, und ſie würde ſich dann fügen.

Nicht weniger intereſſant iſt die Bemerkung Lloyd
Georges über das Rüſtungswettrennen als die hauptſächli T
Urf des Weltkriegs. Darin liegt ſchon eine erhebliche
Reviſion der bisher dogmatiſch feſtgehaltenen er 4
Deutſchland ſei an dem Kriege allein ſchuld. Gerüſtet J
vor dem Kriege nicht nur Deutſchland, ſondern das haben alle
getan. Wie ſteht es aber jetzt? Der einzige Staat, der
wirklich abgerüſtet hat, iſt Deutſchland, die andern weige
ſich hartnäckig, dasſelbe zu tun, und der Völkerbund iſt a
in dieſer Frage keinen Schritt weiter gekommen. So mit
beſteht eine Urſache neuer Kriege in der Welt, an der gerade
Deutſchland nicht im mindeſten beteiligt iſt.

Da wir Deutſchen außerhalb Europas an den We l
vorgängen wenig intereſſiert ſind, würde es uns gen
nügen, wenn der Völkerbund imſtande wäre, den Frieden
in Europa zu ſichern. Daß er das nicht kann, beweiſen aber
die Vorgänge im Oſten, wo man immer wieder von der n
lichkeit eines neuen Krieges Rußlands gegen Polen ſpricht
ohne im mindeſten daran zu denken, daß der Völkerbund hier
verhütend eingreifen könnte. Der Völkerbund muß eben ein
toter Schemen für die Welt bleiben, ſolange ihm nicht di
Vereinigten Staaten und er muß ein toter
Schemen für Europa bleiben, ſolange ihm nicht Deutſchla
angehört. Ueber dieſen Punkt vermochte Lloyd George
auch nichts anderes zu ſagen, als die alten Red e T



n

V r

e orrten, es ſeinen guten zeige, den
v en des es men. DieVerp ungen des Friedensvertr kennen wir aber auch

heute, 24 Jahre nach Friedensunterzeichnung, noch immer
nicht. Erſt wenn ſie feſtgeſetzt ſein werden, wird ſich zeigen,ob die Redensart von dem guten Willen, den Ventſhlanb
zeigen müſſe, mehr als bloße Ausrede iſt.

Konfkte in der franzöſiſchen Kammer.

Die Stellung Frankreichs zum be I Deutſchland,ranzöſiſche Forderungen und hre t

a ung oder Richt-rfüllung, werfen immer wieder Konfliktsſtoffe in das par
iamentariſche Leben in Frankreich hinein.

Schon vor einigen Tagen fand in der franzöſiſchen Kam
mer eine große politiſche Debatte anläßlich des Rücktritts
des Kriegsminiſter André Lefèvre ſtatt, in der das Problem
des Verhältniſſes Frankreichs zu Deutſchland unter den ver-
ſchiedenſten Geſichtspunkten erörtert wurde.

Die Nationaliſten Barthou, Lson Daudet und Barrès
ſprachen von der deutſchen Revanchegefahr und beriefen ſich
dabei u. a. auf die Orgeſch. Der Miniſterpräſident Ley-
gues bemühte ſich in einer der ſahen Rede, dieſe an
ſich lächerlichen Befürchtungen durch ſtatiſtiſche Angaben über
die Ablieferung und die z des deutſchen Kriegs-
materials zu entkräften. Wie es den Anſchein hatte mit
Erfolg, denn der „Temps“ ſchrieb, man müſſe eine Politik
Deutſchland gegenüber treiben, welche es zulaſſe, daß die
Republik tiefere Wurzeln ſchlage.

Jetzt hat ſich die parlamentariſche Lage wieder zuge-
ſpitzt. Die Kammer tagte ſogar noch am Weihnachtsabend.
Lefevre hatte am Tage vorher eine ziemlich heftige Anklage-
ede gehalten, in der er behauptete, Frankreich ſog ich
richt genügend gegen Deutſchland. Die Rede wurde in de
Kammer lebhaft beſprochen und wurde in der Preſſe noch
lebhafter kommentiert.

Manche ſehen ſchon eine Regierungskriſe voraus, wie
folgende Meldung wagte

TU. Frankfurt a. M., 24. Dezember. Zu der Jnterpel-
latign Soulier in der franzöſiſchen Kammer wird der
„Frankf. Ztg.“ gemeldet, die Folge der Ereigniſſe werde der
Rücktritt des Miniſteriums Leygues ſein, wenn man ihm
vahrſcheinlich auch werde eine kurze Bedenkzeit e
Vielleicht werde der franzöſiſche Präſident an den viel ge-
nannten Perſönlichkeiten Poincare, Briand und Barthou
vorübergehen und Viviani berufen, aber die Schwierigkeiten
dürften damit nicht gelöſt ſein. Seit vorgeſtern iſt der
Kampf zwiſchen der Rechten und der Linken in der Kam-mer elsſfnet Die Linke, die ſeit den Wahlen vom Jahre

1919 entmutigt war, hat wieder Selbſtvertrauen gewonnen.

Eine neue Rote Deutſchlands.

Außenminiſter Simons, der Selbſtſchug und die Kommuniſten.
Dem Vorſitzenden des Jnteralliierten Ueberwachungs

zusſchuſſes für das Landheer General Rollet iſt eine neue
Note des Auswärtigen Amtes in der Frage der Entwaffnung
der Selbſtſchutz-Organiſationen in Bayern und Oſtpreußen
als Antwort auf die Note RNollets vom 11. Dezember über-
geben worden. Sie iſt unterzeichnet vom Außenminiſter
Simons und ſie plädiert für ein duldſames Verhalten der
Entente gegenüber jenen genannten Selbſtſchutzverbänden.
Bedeutungsvoll t für uns nur die Begründung, die Simons
anführt. Es heißt in der Note unter anderem:

Die Annahme, daß die kommuniſtiſche Gefahr,
auf die ich in meiner Rote vom 9. Dezember bei der Schilde-
rung der bayeriſchen Verhältniſſe unter anderem newohr
hatte, für Deutſchland überwunden ſei, kann leider
nicht als zutreffend betrachtet werden. Jch habe allerdings
der Anſicht Ausdruck gegeben, daß durch das Auftreten der
ruſſiſchen Sendlinge auf dem Kongreß der Unabhängigen
Sozialiſtiſchen Partei Deutſchlands in Halle manchem die
Augen geöffnet worden ſeien. Meine Hoffnungen ſind aber
nicht ſoweit gegangen, daß ich geglaubt hätte, mit einer Be

Wenn Aeußerungen in der Prtgerydurg vom 9. Nov.
anders aufgefaßt worden ſind, ſo liegt ein Mißverſtändnis
vor.

Aus der Zahl der in Bayern abgegebenen kommuni
ſtiſchen Wahlſtimmen kann keineswegs gefolgert werden, daß
bei etwaigen Unruhen die l der Kämpfer nicht über die
der kommuniſtiſchen Wähler hinausgehen werde. Gelä
es einigen radikalen Elementen, die Straße Jufwutuſen, o
müßte mit weit größeren Maſſen gerechnet werden. Die Ge
z wächſt mit der wirt ichen die gegen Ende des

rtſchaftsjahres in beſonders bedenklichem Grade zunimmt.
Daß die dagegen zur Verfügung ſtehenden regulären Kräfte
die in der Note vom 11. Dezember n t ahl nicht er
reichen würden, iſt aus melner No ezember erſichtlich.

Die Gefahr, die dem Staate von den Wir droht,
glaubt alſo Simons dafür ins Vordertreffen ſchicken zu
müſſen, um die henen der reaktionären Selbſtſchutz-verbände zu ermöglichen. Bee iſt unge r als ob er den
Teufel mit Beelzebub austreiben will. Zum Schutz des
Staates ſind nur ſtaatliche Jnſtitutionen berufen. Bemerkens-
wert iſt, daß in den ausgeſprochen kommuniſtiſchen Bezirkenland ar nicht daran gedacht wird, ſol Sulande
einreißen zu laſſen, wie in Bayern. Es bleibt ſchon dabei,
Gefahr droht dem Staate, ſolange die Selbſtſchutzverbände
beſtehen, mehr aus Bayern und aus Oſtpreußen, denn aus
dem roten Herzen Deutſchlands.

Selbſteinkehr der Reichsregierung.
Eine halbamtliche wendet ſich gegen das Auf-

treten von Vereinigungen, die ſich in letzter Zeit unter dem
Mantel der Wohlfahrtspflege fortgeſetzt mit Bitten an das
Ausland wenden. Die offiziöſe Auslaſſung ſagt vörtlich:

Die Unternehmer ſcheinen ſich nicht klar darüber zu
ſein, wie ſehr ſie durch dieſe würdeloſen Betteleien das An
ſehen des Deutſchtums im Ausland ſchädigen.

Dazu ſchreibt der „Vorwärts“: Wir nehmen an, daß
die Reichsregierung bei dieſer Mahnung in erſter Linie an
ſich ſelber gedacht hat, namentlich an ihre rer RNoten,
die ſie in Sachen der Einwohnerwehr an General Rollet
und die Entente richtete.

Es klappt nicht.

Die kommuniſtiſche Zentralleitung a Mußte
ſie den halleſchen Kommuniſtenbonzen anläßlich des letzten
Generalſtreiks ſchon den Kopf waſchen, ſo verſetzen jetzt die
Hannoverſchen Unterhäuptlinge ſie in dieſelbe Lage. Dieſe
haben beim Rücktritt des Oberbürgermeiſters von Han-
nover Genoſſen Leinert im Stadtparlament den Ausſchlag
gegeben, indem ſie Schulter an Schulter mit den Bürger
lichen den Vorſtoß der Unternehmer gegen die Wirtſchafts
genoſſe aſt unterſtützten. Dieſer Streich iſt ſelbſt der Ber
liner „Roten re zu dumm, die ihren hannoverſchen
Parteigenoſſen folgende Zenſur erteilt:

Sollte die Meldung zutreffen, ſo halten wir dieſe
Stellungnahme unſerer Genoſſen für unglücklich. Zweifel-
los war die Wirtſchaftsgenoſſenſchaft Leinerts kein Jdeal,
aber immerhin ein Unternehmen, in dem die Arbeiterdurch ihre Gewerkſchaften Einfluß beſaßen. Es konnte

in dieſem Augenblick nicht darum handeln, durch Ab-
timmung gegen Leinert dem wilden w der kapitali-
iſchen Handelswelt Vorſchub zu leiſten. Die Sozialdemo-

kratiſche Partei hat jetzt einen billigen Vorwand, um die
Schuld r ihre drehen Wirtſchaftspolitik in den Augen
der Maſſen auf die Kommuniſten abzuwälzen. Es wäre
beſſer geweſen, Leinert in ſeiner Stellung zu halten und
zugleich zu fordern, daß an Stelle dieſer Wirtſchafts-
genoſſenſchaft ein Unternehmen geſchaffen werde, durch
die Gewerkſchaften und die Konſumgenoſſenſchaft, ein
Unternehmen, das vollkommen in der Hand und unter

an der proletariſchen Organiſationen geſtanden
ätte.
Das Zugeſtändnis der „Roten Fahne“, daß die han-

e vom H.

drohung von dieſer Seite nicht mehr rechnen zu brauchen.

Der Prinzipienrelter.

Eine Geſchichte aus dem Jahre 1848.
Von Wilhelm Blos.

(37. Fortſetzung.) Nachdruck verboten.
Damit ließ ſie die Erſtaunten ſtehen, winkte dem Miniſter

nd verſchwand mit demſelben im Pavillon.
Die blonde Amazone tat an jenem Abend, was alle Kam-

merfrauen und Kammerdiener tun ſie verlegte ſich aufs
Horchen an der Tür des Gemachs, in dem das merkwürdige
Paar verſchwunden war. Was ſie da erhorchte, ſcheint nicht
ſonderlich von dem verſchieden geweſen zu ſein, was die
Mutter der berühmten Braut von Korinth an der Tür des
Schlafgemachs ihrer Tochter erlauſcht hat. Nur mit dem
Unterſchied, daß hier die Liebe mit der Politik ſich verquickte.

„Nenne mich Du,“ ſtammelte er, „Du einziges Weſen,
das in der Tat als die wiedererſtandene Aphrodite erſcheint,
in ihrer ganzen Herrlichkeit niedergeſtiegen vom Olymp, um
arme Sterbliche zu beglücken!“

Und ſie nannte ihn Du.
Dann ſprach ſie eindringlich auf ihn ein von Anarchie

und Pöbelherrſchaft, der eine Ende gemacht werden müſſe,
von einem hochherzigen Fürſten, der ſich an die Spitze der
deutſchen Bewegung ſtellen müſſe, von vernünftigen, patrio-
tiſcheen Männern und beſonnenen Bürgern, von der be-
ſiegten Hydra der Revolution und von der ruhigen, gedeih-
lichen Entwicklung der Zukunft.

Das konnte Martha alles nicht ſo genau verſtehen, denn
ihr war die Politik etwas gänzlich Fremdes; ſie merkte ſich
nur die einzelnen abgeriſſenen Worte.

Er rief kläglich aus:
„Du willſt einen Verräter aus mir machen und ver

langſt meine politiſche Ehre von mir!“
„Jch will dir meine Liebe geben und will einen glück-

ſchen Menſchen aus Dir machen,“ antwortete Lolo ruhig.
„Meine Popularität wird zugrunde gehen.“
„Das kann Dir ganz gleich ſein, denn alle dieſe Spieß-

bürger ſind viel zu dumm, um die Reaktion, die kommen muß,
uufhalten zu können.“

„Man wird mich verachten.“
I Dache darüber.“

Die öffentliche Meinung, mein Ruhm, die Nachwelt!“
„Denke an Danton! Der war auch ein Revolutionsmi-

niſſter. Aber er hatte das Zeug zu einem Staatsmann. Darum
er auch, die öffentliche inung ſei eine feile Dirne und

und Nachwelt ſeien eine Dummheit!“
„Weib, Du ſprichſt ſchreckliche Worte!“
„Und Du biſt, mit Verlaub, ein Philiſter!“
Ich ein Fhiliſtex

noverſchen Kommuniſten aus parteipolitiſcher Verbohrtheit
S T

vem wilden Wucher der tiſtiſchen Handelsweltſchub geleiſtet i n rden.
mit haben ſie der Sozia a ngs nicht nur einen
„Vorwand“, ſondern einen ſedr n en zum Kampf
gegen ihr arbeiterverräteri T gegeben.

Von Ernſt Ruben-Berlin.
Die Beamten haben durch die Revolution die Freiheit

der politiſchen Betätigung und die Koalitionsfreiheit erhal
ten. Um dieſes Recht hat die Beamtenſchaft nicht wie die
Handarbeiterſchaft jahrzehntelang unter den ſchwerſten Ent
behrungen gekämpft. Die Führer der Beamtenſchaft haben
nicht wie die Führer der r Leben, Freiheit
und Exiſtenz für die Befrelung ihrer Klaſſengenoſſen von der
rechtlichen und wirtſchaftlichen Knechtung ein Viel-

r verdankt die Beamtenſchaft ihre jetzigen Rechte der

Sozialdemokratie.

Die Sozialdemokratie iſt auch die e Partei, wel
nach ihrem Programm für die Erhaltung dieſer Rechte r
die Bkamtenſchaft eintritt. Sie allein kämpft für
den Volksſtaat und gegen den Obrigkeits-
3 a t. Die bürgerlichen Parteien, höchſten die Demokratiſche

rtei ausgenommen, ſtehen nach wie vor auf dem Stand-
punkte, daß ein Verhandeln der Regierung mit der Beamten--
ſchaft als einem gleichberechtigten Faktor bereits begrifflich
und rechtlich ausgeſchloſſen ſei, Die Sozialdemokratie allein
ſteht auch für die Beamtenſchaft die aus dem von
r geſchaffenen Volksſtaat, daß die Beamtenſchaft berechtigtiſt, mit allen gewertſchafttichen Mitteln ihre Stellung als

Vertragspartei in den wirtſchaftlichen zu Schern.
Alle bürgerlichen Parteien, die Demokratiſche Partei

nicht ausgenommen, ſind an ſich keine republikaniſche
Parteien. Allein die Sozialdemokratie iſt, wie ſich immer
mehr zeigt, die Hüterinder Republik gegenüber der
Reaktion. Jede Wiedereinführung des alten Klaſſenſtaats
bringt mit Notwendigkeit wieder die rechtliche und wirtſchaſt-
liche mit ſich, unter der die Beamtenſchaft bis
zur Revolution gelitten hat. Die reaktionären Parteien
verſprechen der Beamtenſchaft die Erhaltung der errungenen
Rechte. Dieſe Parteien haben aber, als ſie in in der Macht
waren, in keiner Weiſe für die Beamtenchaft den Finger
erührt. Sollten wir lauben, das wenn dieſetie wieder mit unſerer iſe zur Regierung kommen,

haben Nesontoit von dem tun werden, was ſie früher getan
aben?

Dieſe Parteien können, wie offenſichtlich iſt, ihr Ver-
ſprechen gegenüber der Beamten nicht halten, wenn ſie
den beſten Willen dazu hätten. Die Beamtenſchaft war vor
der Revolution ein Wefusige- Werkzeug der kleinen, diktato-
riſch herrſchenden oberen Klaſſen. Wie jeder Diktatur der

konnte ſich auch dieſe Diktatur nur mit Gewalt
in der b alten. Deswegen iſt der Militarismus
eng verknüpft mit dieſem Klaſſenſtaat und gehört zu ſeinem
Weſen. Die Verwaltung des alten Obrigkeitsſtaats war
gleichfalls lediglich von dem Gedanken getragen, daß der Be
amte nicht dazu da ſei, die Jntereſſen des Volkes m
nehmen, ſondern der Beamte ſollte, wie es hieß, die Autorität
ſchützen Doch wohl nur für dieſe kleine herrſchende Kaſte!
Gegen wen ſollte er dieſe Autorität ſchützen? Doch wohl
nur gegenüber dem ganzen Dre Volke! Deshalb mußte
der alte Obrigkeitsſtaat das Beamtentum militari-
ſie ren. Das Uniformweſen wurde en Das Titel-
weſen, das Ordensweſen und alle ächerlichkeiten des
Obrigkeitsſtaates waren eine Notwendigkeit für dieſen. Ohne
dieſe Dinge fürchtete er, daß ſich die er ft als eine
roße ſolidariſche Ta von Arbeitnehmern fühlen könnte.M Zwietracht undit Hilfe dieſer Lächerlichkeiten wurde

zwiſchen den einzelnen Gruppen und Grüppchen
a Die ſchlechten Jnſtinkte wurden re n.

er Beamte mußte an ſelbſt ſich für etwas höheres
halten. So ſchuf man künſtlich die Kluft zwiſchen Beamten-
tum und Volk. Und in Wahrheit ſchlug doch hinter der

„Jawohl, und Du täteſt am beſten, das Revolutionieren
an den Nagel zu hängen, ſoweit Du es als Märzminiſter
nicht ſchon getan haſt.“

Sie ſchwiegen eine Weile von der Politik; aber ſie ſtieg
aus des „Liebeſtammelns Raſerei“ alsbald wieder empor.

„Du erklärſt dem Fürſten,“ ſagte ſie beſtimmt, „daß du
auf ſeine Jdee, ſich an die Spitze der deutſchen Bewegung
zu ſtellen, eingehſt. Du hilfſt ſie ihm ausführen. Einige
Radikale werden Dich Verräter ſchelten, aber die guten Bür
ger werden auf Deiner Seite ſein. Und wenn der Fürſt an
der Spitze der deutſchen Bewegung ſteht, dann wird es
auch leicht ſein, die Ruhe vollkommen herzuſtellen und alles
zur Zufriedenheit zu ordnen.“

„Ach Lolo
„Das verſprichſt Du mir!“
„Jch muß ja, obwohl mir ahnt, daß ich damit einen

Selbſtmord begehe.“
„Unſinn! Wenn Du mir nicht einmal das Opfer
„Jch will, ich bin Dein, wenn Du nur mein biſt, und

wenn ich meine Seele darum dem Teufel verſchreiben ſollte.“
Dann wurde wenig mehr geſprochen, und nach einer

Weile kamen die beiden heraus. Unter der Tür ſagte der
Miniſter:

„Fräulein, Sie können mich nun wieder Sie nennen,“
worüber Lolo laut auflachte.

Sie traten auf die Terraſſe, der Herr Miniſter nicht
ohne eine gewiſſe Befangenheit. Thiel ſah ihn ſcharf und
mißtrauiſch an. Lolo nahm für den Miniſter das Wort
und teilte den Herren mit, daß das „luſtige Mißverſtändnis
ſich aufgeklärt habe. Die anderen erwiderten, daß man ſich
ſchon verſtändigt habe.

„Wenn Sie im alten Hellas ſich in die Myſterien einer
Göttin eingedrängt hätten,“ meinte Lolo ſcherzend, „dann
wären Sie nicht ohne Strafe davongekommen. Das ſollen

der Hochverräterin Lolo zu trinken!“
auch heute nicht. Jch verurteile Sie, die Geſundheit

Drittes Kapitel.
Der Urnritt.

Drei Tage nach dieſen merkwürdigen Ereigniſſen befand
ſich die Bevölkerung der Reſidenzſtadt Gersdorf wieder ein
mal in großer Aufregung.

An den Straßenecken prangten große Plakate. Es hieß
davrauf:

„An das Volk!
Die Deutſchen find wieder eine einige große RNation,

frei und mächtig im Herzen von Europa. Jm Vertrauen
auf ihren heldenmütigen Beiſtand und ihre ge Wieder
geburt i Erich der Neunundneunzigſte bereit. an die

Spitze der Bewegung, an die Spitze des Geſamtvaterlandes
zu ſtellen, ſobald er von den Vertretern der deutſchen Na
tion gerufen wird.

Das Volk wird ihn, geſchmückt mit den altehrwürdigen
Farben der deutſchen Nation, noch heute in ſeiner Mitte
erblicken

Heil und Segen unſerem konſtitutionellen Fürſten, der
beſtimmt iſt zum Auserwählten des geſamten deutſchen
Volkes, zum Oberhaupt der fre'en, wiedergeborenen Nation!“
Jn Scharen ſtrömten die Menſchen auf die Straßen; man

diskutierte und ſtritt eifrig üoer den Entſchluß des Fürſten.
Die guten behäbigen Bürger fanden ihn hochherzig; ſie
ſprachen dabei die Hoffnung aus, daß es mit der „Anarchie“
nunmehr bald ein Ende nehmen werde. Die Demokraten
ſprachen von Reaktion und Uſurpation; die Proletarier zeigten
ſich finſter oder gleichgültig.

Vor dem Reſidenzſchloſſe war in der Frühe ſchon die
Bürgerwehr unter das Gewehr getreten. Bald darauf kam
der Fürſt aus dem großen Seitenportal des Schloſſes heraus-
geritten; er trug eine ſchwarzrot-goldene Schärpe. Jn ſeinem
Gefolge befanden ſich der Miniſter Dr. Mylius und einige
höhere Hofbeamte. Der Polizeidirektor der Hauptſtadt war
auch dabei und trug eine ſchwarzrot-goldene Fahne.

Der Fürſt redete die bewaffneten Bürger an und ver
ſicherte, daß er kein Uſurpator werden wolle; er fühle ſich
nur berufen, zur Rettung der deutſchen Freiheit und Ein
heit beizutragen und zie Tat bereit zu ſein, wenn das
deutſche Volk ihm Vertrauen entgegenbringe.

Die guten Bürger, die noch nicht recht begriffen, um was
es ſich handelte, aber gewohnt waren, auch als „gute Revo-
lutionäre“ die Ausſprüche ihres angeſtammten Landesvaters
gebührend zu reſpektieren, antworteten mit einem etwas ge
zwungen klingenden Hoch.

Nunmehr ergriff Dr. Mylius das Wort und führte aus,
die Deutſchen hatten ſich den Weg zur Freiheit und Ein
heit gebahnt, und es gelte jetzt, zugleich die Errungenſchaften
feſtzuhalten und zu geordneten Zuſtänden zurückzukehren.
Die Anarchie müſſe ein Ende nehmen. Das könne nur ge
ſchehen, wenn ein hochſinniger Fürſt ſich an die Spitze der
Bewegung ſtelle und ſie zu einem glücklichen Abſchluß bringe.
Der Mann ſei gefunden und habe ſich dem deutſchen Volke
zur Verfügung geſtellt. Es ſei nun Sache der guten Bürger,
ihm getreulich, zur Seite zu ſtehen und ihm ſein Werk voll

e e he e den donnern verkündete die Zuſtimmung der
Bürger, die und ihre Errungenſchaf-

hrt wußten.in den Händen des Fürſten am beſten
Die Revolution erſchien ihnen dadurch gewiſſermaßen legiti-
miert und ſie fühlten ſich in vollkommener Sicherheit.

GFortjetzung folgt.
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als eine große ſolidariſche Maſſe fühlten.
m dies zu verhindern, mußte man die Veamten ſou

beſolden, e in er Entbehru lebten.will r b ten, da a 277
mals,e e ationalen oder Deutſchen Volkspa

meiſt noch konſervativ nannten, geglaubt haben,
ein riefträger könne mit 1000 Mark jährlich Frau und
Kinder ernähren Dieſe ſchlechte Beſoldung der Beamten-
ſchaft war alſo kein bloßer Zufall, ſondern lag t begründet
in dem Weſen des alten Obrigkeitsſtaats. er dieſen
Obrigkeitsſtaat wieder ren will, iſt daher ein Feind des
Beamtentums. Kein Beamter darf für die Deutſchnationale
Partei oder die Deutſche Volkspartei eintreten, der würdig
ſein will des Ehrentitels eines mten!

Wenn auch die demokratiſche Partei in der
sfrage mit der r geht, ſo beſtehtdoch hinſichtlich der Wirtſchaftspolitik zwiſchen ihr und den

übrigen bürgerlichen Parteien kein Unterſchied. Alle dieſe
Parteien ſtehen auf dem Standpunkte des liberalen Wirt-
chaftsſyſtems. Sie wollen den Zuſtand weiter bewahren,
aß einige wenige, die Geld ererbt oder erworben haben,

ſich in den ausſ üeſlichen Beſi der Produktionsmittel
wen können. Gehören nicht die Vodenſchätze dem ganzen
eutſchen Volke? Wollt Jhr weiter dafür kämpfen, daß die

Wucherer und Schieber ihr Handwerk treiben können? Die
entſetzlichen wirtſchaftlichen Zuſtände, unter denen wir Be
amte beſonders leiden, werden ſolange dauern wie dieſes
wirtſchaftliche Syſtem. Was haben wir Beamte für ein
Intereſſe daran, daß es den Kapitaliſten gut geht? Wir
wollen dafür kämpfen, daß durch Uebernahme der Produk-
tionsmittel auf die Geſamtheit eine gerechte Verteilung aller
Wirtſchaftsgüter eintritt. Die Zentrumspartei ſucht ſich zu
weilen ein ſoziales Mäntelchen umzuhängen. Sie verſchweigt
aber, daß noch in den jüngſten Hirtenbriefen das Privat
eigentum als von Gott eingeſetzte Einrichtung erklärt worden
iſt, die anzutaſten Ketzerei ſei. Leſt das Neue Teſtament nach
und prüft, ob dort nicht das Gegenteil ſteht. Das Zentrum
iſt es auch, welches die Mär verbreitet, die Sozialdemokratie
ſei religionsfeindlich und kein Katholik könne Sozialdemokrat
ſein. Jn Wahrheit aber erklärt die Sozialdemokratie Reli-
gion für h Jeder mag nach ſeiner Faſſon ſeli
werden. Die Sozialdemokratie bekämpft lediglich die poli

en Machtgelüſte der Kirche. Kirche und Religion aber iſt
nicht dasſelbe. Schon gibt es große Vereinigungen religiös
geſinnter Sozialdemokraten.

Laßt Euch auch nicht durch die Phraſe irreführen, wer
ein guter Deutſcher ſei, könne nicht Sozialdemokrat ſein.
Waren dieſe vaterlandsloſen Geſellen es nicht, die rier Jahre
lang Zu illionen ſich hinmorden ließen für dieſen Klafſen-
ſtaat? Wo waren dieſe nationalen Maulhelden, als es nach
der Niederlage galt, wieder Ordnung in Deutſchland zu
ſchaffen? Den Friedensvertrag zu unterſchreiben, den dieſe
Leute über Deutſchland hatten, waren ſie zu feige.
Unvergeßlich ſei uns der KappPutſch! Als es ſchon
bergauf ging, waren es wieder dieſe Kreiſe, die die Kühn-
heit haben, ſich allein deutſchnational zu nennen und der
gehe Maſſe des Volkes die nationale Geſinnung abzu-
prechen, die Deutſchland ins Unglück ſtürzen wollten. Da-
mals aber war es das Proletariat und jetzt auch zum erſten
Male die klaſſenbewußte Beamtenſchaft, die lter an
Schulter mit der Angeſtelltenſchaft und der Handarbeiterſchaft
Deutſchland vor dieſen Verrätern geſchützt hat.

ollegen! Sorgt dafür, daß Aufklärung verbreitet wird
auch unter der Beamtenſchaft. Duldet nicht mehr, daß gedankenloſe Phraſen nachgeſprochen werden. Leſt die ſozia
liſtiſche Preſſe, erkennt, daß Euere Jntereſſen nichts gemein
haben mit den Jntereſſen der Monarchiſten und der Kapi-
taliſten. W wie es die Handarbeiterſchaft getan hat,für Euch und Euere Kinder. rgt dafür, wenn ſie begabt

und fähig ſind, zur Leitung des Staates berufen werden
können, auch wenn ſie nicht aus denjenigen Kreiſen ſtammen,
die bis zur Revolution Deutſchland diktatoriſch beherrſcht
haben und die nun mit Euerer Hilfe wieder zur Herrſchaft
gelangen wollen. Was uns Beamten dann bevorſteht, haben
wir ſchon ſeit dem 6. Juni 1920 genugſam kennen gelernt.
Nur eine ſozialiſtiſche Regierung wird uns das bringen, was
wir erſtreben.

Begnügt Euch nicht damit, immer nur zu fordern und
zu fordern, ſondern legt ſelbft Hand ans Werk! Organiſiert

uch, kämpft für Euere Rechte, tretet ein in die ſozialdemo-
kratiſche Partei!

Virtſchaftspolitiſche Rundſchau.

Br Kon M Kohl de negerung der land wirtſchaftlichen Produktion.

Wenn man den Berichten der bürgerlichen Preſſe folgen
will, ſo haben die Vertreter Deutſchlands auf der Brüſſeler
Konferenz einen guten Eindruck hinterlaſſen, und auch in
einigen franzöſiſchen Blättern fließt ſo nebenbei eine objek-
tiv anerkennende Bemerkung ein. Ob dieſer Eindruck
ein nachhaltiger auf der Entente ſein wird, muß erſt das
Ergebnis der Konferenz zeigen. Allerdings ſollte man an-
nehmen, daß nun ſo langſam auch bei den r ten
Staatsmännern der Weſtmächte die Einſicht dämmern müßte,
von dieſem Deutſchland werden wir das große Schuldkonto
nicht war finden, das im Verſailler Vertrag in einer
Stunde des Kraftbewu c der Sieger diktiert wurde. Bei
dem Diktat iſt es geblieben und auch die Konferenz in
Brüſſel macht nicht den Eindruck einer Verhandlung, vielmehr
einer Vernehmung der Angeklagten. Mit dem alldeutſchen
Kling Klang kann man dabei nichts anfangen, von denkräftigen Fanfaren, die die Deutſche Volks

artei während der Wahl ertönen ließ, iſt nichts zuſriren, man verſucht es in dem bürgerlichen Kabinett mit

gütlichen Vorſtellungen. Das wird nicht hindern, daß man
nachher wieder den ſtarken Mann ſpielt. Wenig angenehm
wird es geweſen ſein, daß der Reichsbankpräſident Havenſtein

ich zu Beginn ſeiner Rede eine unrichtige Darſtellung der
r von der Regierung überreichten Denkſchrift über den

and des Außenhandels zugeben mußte.

Wenn die Berechnung der preiſe in der früheren z
Der o weit von den Tatſachen ab wich, daß
ſcet ner aktiven Handelsbilanz eine paſſive von
ſechs Milliarden im Monat erſcheint, ſo wäre es doch eigen
artig, wenn das Hervorheben dieſer großen Differenz nicht
der ſeite den ungünſtigſten Eindruck ausgelöſt hätte.

Uebrigens war die oberflächliche Art der Zuſam-
menſtellung der Handergebniſſe ſeitens des ſtatiſtiſchen
Amtes ſo ziemlich allgemein bekannt, nur anſcheinend nicht
den Reſſorts in der Regierung, denen die Sache anging.
Wenn das auswärtige Amt etwas weniger mit den wiri-
ſchaftspolitiſchen Fragen beſchäftigte, ſo könnte es der Sache
einen Dienſt leiſten.

Das Angebot der Regierung, das rin s
konto durch Leiſtungen in Natura zu entlaſten, ſoll
auf der Gegenſeite mit Verſtändnis aufgenommen worden
r Es wäre eigentlich unbegreiflich, weshalb man dagegen
ein könnte, denn beſſer als unſer Papiergeld iſt die Lieferung

von Ware oder Materialien r Wiederaufbau noch immer.
Entſcheidend iſt nur, was wir liefern ſollen oder was wir
liefern können. Die Weſtmächte haben kein Jntereſſe an
Lie en die ihre Jnduſtrie in der Jnanſpruchnahme
zurückſetzen.

Wir aber werden die Notenpreſſe weiter in Bewegung
bringen, um unſerer Jnduſtrie z zahlen, was aufs Wieder-
gutmachungskonto uns gutgeſchrieben wird. Die Anrechnung
wird mit gut deutſchnationalem Empfinden reichlich be-
meſſen werden; denn erſt das Geſchäft, dann das
Vaterland. Wir werden damit abermals die deutſche
Ausfuhr niederdrücken, und die paſſive Handels-
bilanz wird weiter anwachſen, trotzdem Herr Haven-
e gerade hier eine Aenderung a notwendig hält. Un-
ere Finanz- und Wirtſchaftslage geſtattet uns überhaupt nicht
irgendwelche erheblichen Leiſtungen zu übernehmen. Unſere
Gegner würden beſſer fahren, wenn ſie uns einmal zunächſt
ſanft bis ſechs Jahre ruhige Arbeit gönnten, um dann
prüfen, welche Verpflichtungen wir tragen können.
werden wir immer wieder aufs neue zurückgeworfen, und der

Gläubiger trifft einen n Schuldner an,
deſſen Lebensbedingungen er herabſetzen kann, ohne einen
Erfolg für ſeinen Anſpruch, höchſtens zur Befriedigung eines
Haßempfindens zu erreichen.

Wie hart noch immer unſere viel zu geringe Steinkohlen-förderung die induſtrielle Entwicklung aufhaält dafür gibt der

Oktoberbericht wieder einen Anhalt.
Die Gas und Elektrizitätswerke mußten ſich eine weitere

Kürzung ihrer Quote gefallen laſſen, und minderten in
folgedeſſen die Abgabe von Gas und Elektrizität. Jn einigen
Hüttenwerken wurden wieder Hochöfen ſtillgelegt.
Vei der mangelhaften Koks verſorgung wurde die Ver
hüttung von ausländiſchen Erzen, die ergiebiger ſind und
weniger Brennmaterial fordern, bevorzugt. Nun ſind z. B.
im Weſterwald gegenwärtig Eiſenerze im e vor
handen, die aber keine Abnahme finden, weil die Verhüttung
umſtändlicher iſt und mehr Koks erfordert. Die wirtſchaft
liche Ausnützung der hei uns vorhandenen Erzmengen iſt
mithin unmöglich und wir belaſten unſere Einfuhr mit den
teuren ſchwediſchen Erzen. Bei den weſt und ſüddeutſchen
Vetrieben der Eiſen- und Metall verarbeitenden Betriebe iſt
die Belieferung mit Kohle gegen den Monat Mai um 28 Proz.
reduziert. an befürchtet, daß guter Werkzeugſtahl ſehr
bald vergriffen ſein wird und dann vom Ausland eingeführt
werden muß. Beſonders wird über das Fehlen von Gas
flamm und Schmiedekohle geklagt, was zum teilweiſen Still-
legen der Maſchinenfabriken und Werften führte.

Die Papiererzeugende Jnduſtrie mußte wegen
Kohlenmangel 89 Prozent der Betriebe mit 5057 Arbeitern
ganz oder teilweiſe zum Stillſtand bringen. Dabei fehlte
es nicht an Abſatzmöglichkeiten r dem Auslande für eine
erhöhte Produktion. Die chemiſche Jnduſtrie wies im
Auguſt 92 Betriebe mit 1335 h im September
106 Betriebe mit 1645 Arbeitstagen Betriebseinſchränkungen
wegen Kohlenmangel auf. Jm September lagen 22Betriebe den ganzen Monat ſtill. Nicht zuletzt trifft uns das
Kohlenabkommen von Spa ſo hart, es verhindert eine wirt-
ſaaftiiwe r Betriebe und verſchärft die Wirt-
chaftskriſe durch den Mangel an Brennmaterial. Noch immer
iſt die Steigerung der Kohlenförderung entſcheidend für die
Geſundung der wirtſchaftlichen Entwicklung.

r

Für unſere Lebensmittelverſorgung wird künftig die
Steigerung des Ertrages der heimiſchen Landwirtſchaft ent
ſcheidend ſein. Als ein ausſi r Mittel, um dieſes
Ziel zu erreichen, erſcheint uns die beſſere Anwendung von
künſtlichen Düngemitteln. Während nun bisher über ein
Mangelan Düngemittelngeklagt wurde, iſt jetzt
ein Ueberfluß vorhanden,; doch die Landwirte
2 die Düngemittel nicht ab, weil man die hohen Aus-
gaben ſcheut. Richtig iſt, daß im Durchſchnitt gegen das Jahr
1913 die Düngemittel einen Preisaufſchlag von 1025 Prozent
aufweiſen. Aber ſchließlich find Roggen, Weizen und Kartof-
ſeln auch um 1000 Prozent im Preis geſtiegen und bei Ge-
müſe, Obſt, Hülſenfrüchten, Oelſaaten, Butter und Fleiſch
eht die Steigerung bis zu 2000 Prozent. Es ſtehen der
andwirtſchaft im Jahre 1920 Düngemittel im Geſamtbetrag

von 5257 Mill. Mark zur Verfügung. Ob die Landwirte
dieſe Düngemittel in größeren Mengen abnehmen, wenn ſie
aus Staatsmitteln verbilligt werden, iſt ſehr fraglich; es ſei
denn, daß dieſe Verbilligung ſehr reichlich bemeſſen wird.
Denn es muß auffallen, daß vom Kaliſyndikat eine mangel-
hafte Abnahme feſtgeſtellt wird, trotzdem hier die Preiſe nur
um 500 Prozent hinaufgegangen ſind. Ob nicht das Syndikat
billiger verkaufen konnte, bleibe dahingeſtellt. Man fragt
ſich, was iſt die Urſache dieſer Zurückhaltung. Vielleicht eine
ähnliche Erſcheinung wie in Rußland, daß der Landwirt ge-
nügend Papiergeld daheim angeſammelt hat und an einer
Vermehrung kein Jntereſſe mehr hat. Es genügt auch bei
minderem Ertrag die Einahme, denn der Gewinn fließt reich
lich, überreichlich.

Reiche Baumwollernte in Amerika.
Paris, 26. Dezember. Nach einer Meldung der Chicago

Tribune aus Waſhington iſt die diesjährige Baumwollernte
die be ſeit 1914. Nach Mitteilung des Ackerbaudeparte-
ments wird ſie auf 12 987 000 Ballen geſchätzt.

Gewer dunrnges

Eine neue Schlappe.
Nach der Wahl in Berlin haben die Kommuniſten im Deut

ſchen Metallarbeiterverband ſich am Montag in Chemnitz eine
neue Niederlage geholt Da in Chemnitz die Unabhängigen he-
reits ganz ausgeſpielt haben, mußte die Entſcheidung bei der
Wahl zur Ortsverwallung des Metallarbeiterverbandes zwiſchen
der Liſte der S. P. D.-Metallarbeiter und der der Kommuniſten
fallen. Vbn etwa 1700 Vertrauensleuten, die den Volkshausſaal
füllten, wurden 800 Stimmen für die ſozialdemokratiſche Liſte
Strobel und nur 751 für die kommuniſtiſche Liſte Hau ding ab-
gegeben. Die Abſtimmung bedeutet eine glatte Niederlage für
die Kommuniſten, die bisher die Mehrheit hatten und ſie rücſichts
los ausnützten.

Tarifverhandlungen im Verſicherungsgewerbe.
Gegenwärtig ſchweben mit dem Arbeitgeberverband deutſcher

Verſicherungsunternehmungen Verhandlungen über den Abſchluß
eines neuen Reichstarifvertrages. Der vom Arbeitgeberverband
vorgelegte Entwurf birgt eine ganze Reihe Verſchlechterungen
wichtiger Tarifrechte in ſich. Reben der Erhöhung der Arbeits-
eit auf 48 Stunden pro Woche, ſoll eine Verſchlechterung des
rlaubs, der Gehaltsweiterzahlung in Krankheitsfällen und der

Kündigungsfriſten Platz greifen; die weiblichen Angeſtellten ſollen
künftig nur mit 85 Prozent der Tarifgehälter für männliche ent
lohnt werden. Wenn die Arbeitnehmerverbände dieſen Entwurf
annehmen, dann will ſich der Arbeitgeberverband bereit finden,
eine gewiſſe Erhöhung der geldlichen Leiſtungen eintreten zu
laſſen. Aendert der Arbeitgeberverband ſeine Auffaſſung nicht
ſchnell, ſind im Verſicherungsgewerbe erneut Kriſen zu befürchten.
Alle t rungsangeſtellten rechnen beſtimmt mit einer den
wirtſchaftlichen Verhältniſſen genügend Rechnung tragenden Ge
haltserhöhung; gehören ſie doch zu den Angeſtelltengruppen, die
die geringſten Gehälter beziehen. Der Widerſtand der Arbeit-
geber ſtützt ſich offenbar weniger auf die Verhältniſſe des Ver-
ſicherungsgewerbes, als vielmehr auf grundſätzliche Abneigung
gegen jeden ſozialen Fortſchritt. Dieſe Haltung des einheitlich
organiſierten Verſicherungskapitals wird die jetzt leider zerriſſene
Angeſtelltenſchaft zu der Erkenntnis treiben, daß es höchſte Zeit
iſt, eine ungebrochene freigewerkſchaftliche Front im Zentralver-band der Angeſtellten mit ganzer Kraft herbeizuführen.

Aws ler Well.
New Vork, 25. Dezember. Schwarer Ausbrug

eines Vulkans in Japan. Nach einem Telegramm
aus Tokio vom 22 iſt ein Ausbruch des Vulkans Aſama-
VYama auf der Jnſel Nippon erfolgt. Der von Erdſtößen
begleitete Ausbruch war einer der heftigſten, die man je be
obachtet hat. Wälder ſind niedergebrannt, und ein Dorf
wurde vom Lapaſtrom verſchüttet. Die Zahl der Opfer dürfte
ſehr hoch ſein.

Paris, 24. Dezember. Erdbeben. Nach einer Blät-

Erdbeben ereignet, das 2000 Tote gefordert hat.

Neueſte Rachcichten und Telegramme

Der Parteitag der franzöſiſchen Sozialiften.
Tours, 25. Dezember. Heute iſt hier der ſozialiſtiſche

Parteitag zuſammengetreten. Mit 2898 Stimmen wurde
beſchloſſen, die Tagesordnung ſo abzuändern, daß an erſter
Stelle die Frage des Anſchluſſes an die Dritte Jnternationale
behandelt wird. 1223 Stimmen waren für die Beratung
der Berichte, da, wie der Deputierte Blum erklärte, manzuerſt wiſſen müſſe, was die Partei geleiſtet habe, ehe man

Beſchluß darüber faſſen könne, welcher Richtung ſie ſich an
ſchließen wolle.

Paris, 26. Dezember. Nachdem der ſozialiſtiſche Kon
greß in Tours ſich für die Diskuſſion über den Anſchluß an
die Dritte Jnternationale ausgeſprvchen hatte, wurde auf
Antrag des Generalſekretärs der Partei Froſſard beſchloſſen,
daß ſich zuerſt die Parteiſekretäre der einzelnen Bezirke über
die Stimmung in ihren Kreiſen ausſprechen ſollen. Erſt
dann wird in die eigentliche Debatte eingetreten werden
und zwar auf der Grundlage der drei Tagesordnungen
Cachin, Longuet und Blum. Die Tagesordnung Cachin-
Froſſard tritt für den gnie an Moskau ein, die Tages-
ordnung Blum lehnt den Anſchluß ab, während diejenigeSongreſo, die man die Tagesordnung der Wiederaufbauer

nennt, für eine neue vierte Jnternationale eintritt, in die
die Anhänger der Zweiten und Dritten Jnternationale
eintreten ſollen.

Kriegsgerichtsurteile in Jrland.
Paris, 26. Dezember. Nach einer Meldung aus Dublin

wurde der Chefredakteur von Journal vomKriegsgericht zu 12 Monaten Gefängnis, der Verleger der
Zeitung zu einer Geldſtrafe von 3000 Pfund Sterlinag vaz-
urteilt.

Berantworilich: Für Politik, Parteinachrichten und Gewerkſchaftliches Paul
Täumel; für „Aus dem Stadtkreis“ und Feuilleton Willi Lanzke; für
Provinz und den übrigen redaktionellen Teil K. Garbe; für die Inſerate
Wilhelm Herzig, ſämtliche in Halle. Druch und Verlag der Volksſtimme

G. b. m. H. zu Halle Gr, Ulrichſtr 27.
ä2

eeeerrre2eVereins Anzeiger.
ede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zeile

Jm Vereinsanzeiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſelligen,
eweruſchaltlichen u. politiſchen Organiſotionen angekündigt werden. Auch
odes u. Beerdiqungsmeldungen von Mitgliedern dient dieſe Rubrik.

Mitiwoch, den 29. Dezember abends 7 Uhr, findet im Parteize lokal „Gute Quelle unſere Jahreshauptverſamm ung ſtatt. Be
ratungen: 1. prich orſtandswahl. 8. Verſchiedenes.
Allſeitiges Erſcheinen i t.s Der Vorſtand der S. P. D.
j Sonntag, den 2. Januar 1921, nachmittags 2 Uhr. findetRo tſch. unſere Hauptverſammlung im Gaſthofe „Zur Glocke“ ſtatt.

Reichsbund der Kriegsbeſchädigten u. Hinterbliebenen.

Neujahrs-Glückwunſch Karten
benehen de Leſer der „Volksſtimme“ vorteihaft in der eigenen Buchhandlung, Gr. Ubichſtraße a

v h wer er

termeldung aus New York hat ſich in Kan-Su in China ein
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Halle, Montag, 27. Dezember 1920.

Pale Angelegenheiten
Das Tanzkränzchen, welches für heute abend vom Sozial

emokratiſchen Verein veranſtaltet wird, beginnt ſchon um 6 Uhr.
Für die Verloſung bitten wir humoriſtiſche Austauſch Geſchenke
mitzubringen.

Funktionärſitzung. Am Montag, den 27. Dez. findet nach
mittags 5 Uhr, vor dem Vergnügen des Vereins, eine Funktionär-
ſitzung ſtatt. Es ſoll zu den Steuerplänen der Stadt Stellung ge
rommen werden. Das Erſcheinen aller Funktionäre iſt notwendig.

Verein Arbeiterjugend. Dienstag, den 28. d. M., abends
Uhr, findet in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus eine außerordentliche

wichtige Verſammlung ſtatt. Da tiefgehende Beſchlüſſe gefaßt wer
den ſollen, iſt es unbedingte Pflicht aller Jugendgenoſſinnen und
genoſſen pünktlich zu erſcheinen. Der Vorſtand.

Aus dem 6ludttrels.
Halle. 27. Dezember 1920.

deutſche Fachſchulen.

Fachſchulen für Bergbau, Steinbildhauerei und Keramik,
Für Vergbau gibt es in Deutſchland drei ſelbſtändige Fach-

(ulen: die Bergakademien in Clausthal und Freiberg und die
montaniſtiſche Hochſchule in Leoben. Außerdem ſind den Tech-
niſchen Hochſchulen in Charlottenburg und Aachen Abteilungen
für Bergbau angegliedert. Das akademiſche Studium, wofür das
Reifezeugnis einer höheren Lehranſtalt Vorausſetzung iſt, dauert
nach zurückgelegter einjähriger, praktiſcher Tätigkeit für „Bergbau-
eine drei, für die Kandidaten zum Diplom-Bergingenieur
vier Jahre. Daran kann ſich die Promovierung zum Dr.Jng. an-
ſchließen. Wer ſich der preußiſchen Staatslaufbahn widmen will,
muß ſich vor Beginn des Studiums bei einem der fünf Ober-
zergämter Breslau, Halle, Clausthal, Dortmund und Bonn melden
and beginnt nach Annahme ſeine Laufbahn als „Bergbau-
de henen mit der praktiſchen Tätigkeit. Aus den „Bergbau
befliſſenen“ gehen die Bergräte, Oberbergräte uſw. hervor. Der
eigentliche Typus des akademiſchen Privatbergmannes iſt der
private Bergwerksdirektor.

Die im Bergbetriebe tätigen mittleren Beamten, die Fahr
tteiger, Oberſteiger uſw., erhalten in einer drei- bis vierjährigen
Schulzeit ihre Ausbildung in den Bergſchulen. Solche gibt es
in Eisleben, Eſſen, Siegen, Wetzlar, Freiberg (Sa.) und in
anderen Orten. Zur Aufnahme wird allgemein Vollendung des
18. Lebensjahres, zweijährige Bergarbeit und eine gute All-
zemeinbildung verlangt. Da die Volksſchulbildung zur Aufnahme
m die Bergſchulen meiſt nicht genügt es werden gute Kennt-
niſſe im Deutſchen, Rechnen und in der Geometrie vorausgeſetzt
ſind in einigen Orten Bergvorſchulen eingerichtet, z. B. in Halle,
Eisleben, Senftenberg, Staßfurt, die junge Bergleute mit unge
nügender Vorbildung in einem einjährigen Lehrgang für die Berg-
ſchulen vorbereiten. Schulgeld iſt in den Berg- und Bergvor-
ſchulen in der Regel nicht zu entrichten. Bedürftigen und fleißigen
Schülern können Unterſtützungen gewährt werden.

An Fachſchulen für Steininduſtrie und Keramik wäre, als
am nächſten liegend, die Fachſchule für Bildhauer, Modelleure
und verwandte Berufe in Leipzig zu nennen, die den Zweck hat,
Bildhauer, Modelleure in keramiſchen und anderen kunſtgewerb-
lichen Werkſtätten, Ziſeleure, Stukkateure uſw. in ihrem Berufe
künſtleriſch und techniſch weiterzubilden. Zum Eintritt in dieſe
Lehranſtalt wird eine vorausgegangene zweijährige Berufspraxis
)erlangt. Die Dauer des Schulbeſuches r et ſich nach der Vor
dildung und den Zielen der Beſucher. Die ſtaatliche keramiſche
Fachſchule in Höhr bei Koblenz bezweckt eine allgemeine Aus
bildung auf techniſcher und kunſtgewerblicher Grund-
lage für das Eeſamtgebiet der Toninduſtrie. Zur Aufnahme ge-
nügt Volksſchulbildung und ein Alter von 14 Jabren. Die Be-
ſuchszeit iſt auf zwei Jahre berechnet. Das Schulgeld beträgt für
Deutſche jährlich 30 Mark, doch kann es fleißigen und bedürftigen
Schülern, falls ſie preußiſche Staatsangehörige ſind, ganz oder
teilweiſe erlaſſen werden. Die ſtaatliche keramiſche Fachſchule
in Bunzlau (Schleſ.) ſteht der genannten in Höhr an Bedeutung
nicht nach. Die Aufnahmebedingungen, die Beſuchsdauer und die
Beſtimmungen über das Schulgeld ſind die gleichen wie in Höhr.

Eine ähnliche Lehranſtalt iſt die ſtaatliche Fachſchule für Por-
zellaninduſtrie in Selb (Bayern). Sie bezweckt die praktiſche und
theoretiſche Ausbildung von Porzellanmalern, -modelleuren und
-technikern in allen Zweigen der Porzellaninduſtrie. Aufge
nommen wird jede unbeſcholtene Perſon, die das 16. Lebensjahr
yollendet hat und eine zweijährige praktiſche Tätigkeit nachweiſen
ann. Die Unterrichtszeit dauert zwei Jahre. Angehörige des
Deutſchen Reiches haben 50 Mark Schulgeld für das Jahr zu ent
richten. Jm Oktober 1919 iſt die früher in Lauban befindliche
Zieglerſchule, die während des Krieges den Schulbetrieb einſtellen
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mußte, in Frankfurt a. O. als ſtädtiſche Zieglerſchule wieder er
öffnet worden. Sie hat den Zweck, Ziegeleiarbeitern, gehilfen,
„beſitzern u. a. theoretiſche und praktiſche Kenntniſſe zu vermitteln
und ſie zu tüchtigen Fachleuten heranzubilden. Das Unterrichts
ziel iſt in drei Halbjahren zu erreichen. Zur Ablegung der
Prüfung als Ziegelmeiſter iſt nach dem Schulbeſuch noch eine
zweijährige atte ätigkeit erforderlich. Die Aufnahme-
bedingungen ſind: Vollendung des 16. Lebensjahres, gute Volks
ſchulbildung und eine zweijährige Praxis. An Schulgeld ſind für
das Sommerhalbjahr 200 Mk., für das Winterhalbjahr 300 Mk.
zu zahlen. Eine Zieglerſchule beſteht auch in Zwickau (Sa.).Sie bezweckt ebenfalls die Ausbildung von Meiſtern und Be-
triebsleitern der Toninduſtrie. Die Unterrichtszeit Apete ſich
auf zwei Winterhalbjahre, während im Sommer die ule ge
ſchloſſen iſt. Zum Eintritt iſt gute Volksſchulbildung, Vollendung
des 16. Lebensjahres und eine einjährige praktiſche Tätigkeit not
wendig. Das Schulgeld beträgt 200 Mt. für das Halbjahr.
Ferner iſt in der hieſigen Kunſtgewerbeſchule eine Werkſtatt für
Keramik eingerichtet, in der ſich die Schüler im Formen von
Modellen in Steingut, Porzellan, Fayence uſw. üben. Und
ſchließlich ſei, wenn auch ſtreng genommen nicht zur Keramik ge
hörig, noch die Wertſtätte für künſtleriſche Emaillearbeiten an
dieſer Schule erwähnt.

Nähere Auskunft erhält man in der Berufsberatungsſtelle des
Städtiſchen Arbeitsamtes, Salzgrafenſtraße Nr. 2.

Ein böſes Weihnachtsgeſchenk der Regierung!

Aus den Kreiſen der noch in Lazaretten befindlichen Kriegs-
beſchädigten geht uns eine längere Zuſchrift zu, in der es u. a.
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Beilage zur Volksſtimme.

heißt:
Aus allen Kreiſen der Bevölkerung und ganz beſonders aus

dem Arbeiterſtande haben wir Kriegsoerwundeten, die immer
noch in den Lazaretten liegen müſſen, zu Weihnachten ſchöne Be
weiſe treuen Gedenkens erhalten. Die Regierung aber hat
vielen unſerer Kameraden ein ſehr böſes Weihnachtsgeſchenk
beſchert.

Sie verfügte Ende November die Räumung vieler Kriegs-
lazarette bis zum 31. 12. 20. Jn Halle werden drei Lazarette
von dieſer Verfügung betroffen, in der Umgegend z. B. Naum-
burg und Wittenberg. Die Räumung geſchieht, obgleich die be
handelnden Aerzte vom ärztlichen wie vom menſchlichen Stand-
punkt aus damit nicht einverſtanden ſind. Ein großer Teil der
Kranken wird dadurch in ganz ungeeignete andere Lazarette, ja
ſogar in ganz andere Städte verlegt. Von Halle kommen viele
nach Magdeburg. Die Naumburger und Wittenberger Schwer-
kranken ſind vor etwa 14 Tagen nach Halle verlegt worden. Jn
dem Aufnahmelqzarett beſtehen keine Einrichtungen für Schwer-
verwundete (Operationsz mmer uſw.) und eine ganz unzureichende
Pflege. Die für ſolche Zwecke eingerichteten Halleſchen Lazarette
oben dagegen noch viele freie Betten. Bis 31. 12. werden die

umburger und Wittenberger wieder weiter verſchoben. Wo-
hin wiſſen ſie heute noch nicht. Die Kliniken bleiben beſtehen,
ſind aber durch ihre ganz ungenügende Verpflegung in ganz Halle
und darüber hinaus als Hungerlager bekannt. Vielfache
Beſchwerden haben die Verbeſſerung der Verpflegung in dieſem
Lazarett noch nicht erzielt. Die Verpflegung iſt aber von großem
Einfluß auf den Heilprozeß, beſonders bei eitrigen Wunden,
Magen- und Darmkrankheiten, Tuberkuloſe uſw. Trotzdem werden
gerade die Lazarette, welche den Anforderungen für Schwerkranke
am beſten entſprechen (die Eliſabethkrankenhäuſer) aufgelöſt.
Das Hauptverſorgungsamt in Magdeburg will es ſo.

Der Erlaß des Miniſters erſtreckt ſich über ganz Deutſchland
und tauſende von Schwerverwundeten müſſen darunter leiden.
Aber die Kranken wurden nicht vorher gehört. Sie haben ſich auch
vergeblich dagegen gewehrt. Jhr Notſchrei iſt allein von Halle
aus wiederholt als Denkſchrift, Vorſchläge zur Milderung, Ein-
ſpruch und ſogar als telegraphiſche Bitte mit dem dringenden
Erſuchen um Antwort an das Reichsarbeitsminiſterium gerichtet
worden. Bis heute hat man ſich nicht einmal zu einer Antwort
bequemt. Vergeblich iſt eine Abordnung mit dringenden Vor
ſtellungen zum Hauptverſorgungsamt gefahren. Ueberall taube
Ohren! Sie haben beim Miniſter auch pergeblich unparteiiſche
Aerztekommiſſionen gefordert, falls man den behandelnden
Aerzten zuviel menſchliches Gefühl mit ihren Patienten zutraut.

Keine Antwort! Mit einem Federſtrich wird wieder einmal
in ganz Deutſchland über viele Menſchenleben verfügt und über
das Schickſal der unglücklichen Kriegsopfer, die nun ſchon jahre-
lang und heute noch mit furchtbaren Leiden im Lazarett liegen.
Wie willenloſe Tiere ſollen ſie vom grünen Tiſch aus von einem
Lazarett ins andere verſchoben werden. Jn der Weihnachtszeit
und unter der Ungunſt des Winters!

Einigen Kranken iſt es endlich möglich geworden, mit Ge
nehmigung des Arztes eine Heimreiſe anzutreten. Sie haben ihren
Urlaub auf Weihnachten verſchoben, damit ſie zu dieſem Feſte end
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lich einmal mit den Angehörigen vereint ſind. Da zerſtörte die
Verfügung des R. A. M. unerwartet alle Hoffnungen; denn der
Weihnachtsurlaub iſt plötzlich in Frage geſtellt oder er muß ab

ebrochen und gekürzt werden, und der Verluſt des bisherigen
eims iſt zudem eine recht traurige Beigabe. Beſonders hart

empfinden die armen Bettlägerigen ihre Verlegung in ganz
fremde Verhältniſſe

Wir forderten vergeblich die Hinausſchiebung der Räumung
bis Ende Januar. Man hielt uns über 200 Lazarettkranke
aus Halle nicht einmal einer Antwort wert. Es ſind ver
ſchiedene mit bis 20 und mehr Operationen darunter, auch Tot-
kranke, ferner Kameraden, die ihre Geſundheit und Jugend mit
unheilbaren Leiden und dauerndem Bettlager vertauſchen muß-
ten, Schwerkranke ohne jegliche Angehörige und ſolche mit beſon-
derem Unglück. Z. B. verlor ein junger Kamerad nach ſechs-
jähriger Gefangenſchaft in Sibirien auf der Heimreiſe durch
Unglücksfall beide Beine. Für alle dieſe hatte die Regierung auf
ihre dringenden Bitten keine Antwort. Sie fühlen ſich zu Weih-
nachten wieder heimatlos.

Man hat die Entmilitariſierung zum willkommenen Anlaß
genommen, uns die früheren militäriſchen Lazarettbezüge ganz
erheblich zu kürzen. Man berechnet uns die geſamte Bekleidung
vom Kopf bis zum Fuß mit Reparaturen auf 365 M. jährlich.
Man hat uns den halbjährlichen Urlaub, die Portovergünſtigungen
auf der Poſt uſw. entzogen, dafür aber eine ſtrenge Hausordnung
von oben herab gegeben, mit „Stillſtehen“ an den Betten beim
Eintreten der Verwaltungsbeamten u. a. m.

Wir können es nun nicht mehr ertragen und ſchreiten zur
Selbſtwehr. Deshalb widerſetzen wir uns der Räumung unſerer
Lazarette und werden jeden Verſuch dazu verhhndern. Das
Minſſterium bedroht uns dafür nach früheren Bekanntgebungen
mit Entlaſſung und Entziehung der Heilbehandlung und Gebühr-
niſſe. Wir haben aber zum ganzen Volk das Vertrauen, daß es
eine ſolche Beſtrafung mit allen ihm zur Verfügung ſtehenden
Mitteln verhindern wird, bis die folgenden Forderungen er-
füllt ſind:

Aufhebung der Lazaretträumung vorläufig bis Ende Januar.
Verlegungen nur durch Beſchluß der Vertrauensärzte-Kommiſſio-
nen nach Verf. des R. A. M. vom 15. 11. 20 V. A. 16 294 und der
behandelnden Aerzte. Einſpruchsrecht auf Grund dieſer Ver-
fügung.

Wir vertrauen auf das Rechtsempfindey
des deutſchen Volkes!

Die Jnſaſſen der Kriegslazaretke in Halle.
A.

Der Ortsausſchuß der Vertrauensmänner

Das verabſchiedete Lehrerbeſoldungsgeſetz.

Für die Lehrerinnen bleibt die zehnprozentige Kürzung gegen,
über ihren Kollegen beſtehen. Die Mehrzahl der Lehrer iſt in
Gruppe VII eingeſtuft, die Dienſtälteren nach Gruppe VIII. Die
Geſamtzahl der Lehrperſonen, die die Bezüge der Gruppe VIII er-
halten, ſoll die Hälfte der planmäßigen Stellen in Gruppe VII
nicht überſteigen, aber auch nicht um mehr gls ein Zwanzigſtel
dahinter zurückbleiben. Die Aufrückung in Stufe VIII erfolgt
mit dem vollendeten 26. Dienſtjahre. Die Schulleiter von ſechs
und mehr Klaſſen ſind in Stufe IX und die „Konrektoren“, welche
dem Kollegium vorgeſchlagen werden. Die Vertreter der Lehrer-
ſchaft wandten ſich energiſch gegen die abſolut überflüſſige „Jn-
ſtitution“ eines Konrektors und verlangten Aufrückung nach dem
Dienſtalter; die Regierung gab jedoch in dieſem Punkte nicht
nach. Jn den meiſten Fällen wird ſicher der dienſtälteſte Lehrer
als „Konrektor“ präſentiert und ihm eine Penſions
erhöhung dadurch zugewandt. Welche Funktionen der „Kon“
neben dem Rektor ausüben ſoll darüber muß in Zukunft erſt
nachgedacht werden. Jn Lehrerkreſſen iſt über die Entdeckung des
„Kon“ allgemeines Kopfſchütteln. Auch die Haupt und Zwiſchen
lehrer (Fachlehrer) ſind in Gruppe IX eingeſtuft. Acht Fünfzehn
tel ſind etwa in Gruppe VII, vier Fünfzehntel in Gruppe VIII
und drei Fünfzehntel in Gruppe IX. Mehr als die Hälfte der Ge
ſamtheit befindet ſich alſo in Gruppe VII, dazu kommen die diä-
tariſch beſchäftigten Lehrer, ſo daß die Zahl zwei Drittel nicht nur
erreicht, ſondern ſogar überſteigt. Die Regierung hat ſich bisher
mit Energie für die Gleichbeſoldung der Lehrer mit den
Sekretären der allgemeinen Staatsverwaltung eingeſetzt. Jn
den nächſten Tagen, wo der Wortlaut der Geſetze in die Oeffentlich-
keit gelangen wird, wird ſich zeigen, ob das Verſprechen der Re
gierung gehalten worden iſt.

Beſchäftigung ausländiſcher Arbeiter und Angeſtellter. Durch
Erlaß des Reichsarbeitsminiſteriums, des Reichsminiſteriums des
Jnnern ſowie durch Verordnung des Regierungspräſidenten vom

Apollotheater.
Der letzte Walzer,

Operette in 3 Akten von Julius Brammer und Alfred
Grünwald. Muſik von Oskar Straus.

Der letzte Walzer ſollte in einer Winternacht des Jahres
(910 von einem ruſſiſchen Grafen getanzt werden, weil er eine
junge Dame der Geſellſchaft vor den Zudringlichkeiten eines be
trunkenen Prinzen des kaiſerlichen Hauſes geſchützt hatte. Der
Prinz läßt nach dieſem Renkontre den Grafen durch Militär ver-
haften und gibt den Befehl, denſelben nach Warſchau zu bringen,
um dort erſchoſſen zu werden. So iſt wenigſtens anzunehmen. Die
pröde junge Dame muß auch unter der Rache des Prinzen leiden
und ſoll einen alten General heiraten, an demſelben Tage, an dem
ihr jugendlicher Schützer den vermutlichen Tod erleidet. Der
Transportzug mit dem Verhafteten kommt nun am Tage vor jenen
Ereigniſſen in das Haus des Generals, um in der Nacht die
Weiterreiſe nach Warſchau anzutreten. Alles aber löſt ſich zuletzt
in Wohlgefallen auf.

Man erſieht aus der kurzen Skizzierung des Stoffes, daß er
Helegenheit zu vielen rührenden, ſentimentalen Situationen gibt.
Dieſe Gelegenheit wird von den Textdichtern und dem Kompo-
niſten weidlich ausgenutzt. Noch wirkungsvoller treten dieſe
Szenen dadurch hervor, daß ihnen durch die Generalswitwe mit
ihren fünf un verheirateten Töchtern Szenen von luſtiger Aus
gelaſſenheit an die Seite geſtellt werden.

Geſang und ſchauſpieleriſche Leiſtungen waren nicht gleich-
näßig. Die einzige Dame, deren Stimme für die ernſteren Ab-
ſchnitte zureicht, iſt Elſe Jnera, die die älteſte Tochter, Wera,
zab. Eine ſehr gute Leiſtung bot auch Trude Kutſcher als
Petruſchka. Nicht zu vergeſſen iſt natürlich Erna Salten als
die jüngſte der fünf, Baluſchla. Unter den Herren des Enſembles
ſind mehrere gute Kräfte. Da iſt zu nennen Kurt Diſſen als
Graf, Martin Lindemann als Prinz und der Gute-Laune-Macher Thes Lucas als Varor Jppolith Makowitſch Va
matſchkin. Wenig glückliche Geſtalten waren die Offiziere n
fühlte allzuſehr das gemachte Militäriſche hedarw.

Ausgeglichene Leiſtungen bot das Orcheſter unter Kapell
meiſter Karl Röhrens Leitang.

Auf die Ausſtattung der Bühne hatte man Sorgfalt ver
wendet. Notwendig wäre aber nicht, daß man die Papierüber-
reſte der zerzupften Blumen des zweiten Aufzuges, auch noch im
dritten am Boden bewundern kann. Es ſtört doch ein wenig. Das
Publikum war in Feiertagsſtimmung und ziemlich verſchwende-
riſch mit dem Beifall.

AſtoriaLichtſpiele.
„Anna Boleyn.“

So iſt denn der gewaltige Ufa-Film „Anna Boleyn“, von
dem die Welt ſchon ſeit mehreren Monaten unterrichtet wurde,
bei deſſen Aufnahme eines Tages ſogar der Reichspräſident Ebert
anweſend war, gerade während der Weihnachtsfeiertage nach Halle
gekommen und hat dem Aſtoria-Theater an der Alten Prome-
nade vom Nachmittag bis Abend ein brechend volles Haus ge-
ſichert. Ob das nur die Trägerin der Titelrolle, die berühmte
Filn.diva Henny Porten veranlaßt, oder die geſchickte Re-
klame? Oder iſt es die künſtleriſche Wiedergabe des Zeitalters
vor 400 Jahren, oder iſt es das Geſchick der Anna Boleyn ſelbſt?

Wer kennt denn die engliſche Geſchichte und damit die Rolle,
die Anna Boleyn darin ſpielte Als ſich der alte engliſche Adel
von 1452-1485 in dem mehr wie dreißigjährigen Krieg der
weißen und der rotqn Roſe gegenſeitig abgeſchlachtet hatte, war
der Weg frei für ein abſolutes Königtum in England. Das
bildete ſich denn auch mit raſender Schnelligkeit. Unbeſchränkte
Macht des Monarchen hrachte aber auch die Entartungserſchei-
nungen mit ſich. Die Prachtliebe und Verſchwendungsſucht wer
den typiſch. Ein beſonderes Kapitel iſt das der verſchiedenen
Heiraten. Sie werden alle nur abgeſchloſſen unter dem Geſichts-
winkel, dem Königtum vergrößerte Macht zu verſchaffen. So
hatte König Heinrich VIII. die Witwe ſeines Bruders Arthur,
Katharina von Spanien, geheiratet. Zur näheren Kennzeich-
nung jener Zeit ſei bemerkt, daß dieſer Arthur 12 Jahre alt war,
als er ſtarb und feine Frau zur Witwe machte. Dieſe Dame
Katharina wurde nun Heinrich dem VII. mit der Zeit zu lang
weilig und kurz entſchloſſen nahm er ſich eine andere Frau, Anna
Voleyn, ein Fräulein aus dem Ho der Königin, als die
ſelbe ſich zu ſprödo zeigte, ihm nur Geliebte zu ſein. Was dieſer
Liebesgeſchichte ader damals eine große politiſche Bedeutung
gab, war die kortſchreitende Reformation in England, die nun in England.

durch den König begünſtigt wurde, da der Papſt die erſte Ehe nicht
löſen wollte. Nebenbei bemerkt ſei, daß auch der erſte und größte
Vertreter des utopiſchen Sozialismus, Thomas Morras, wegen
ſeine Widerſtandes gegen die Heirat des Königs mit Anna
Boleyn das Haupt auf dem Schaffot einbüßte,

Doch von allen dieſen großen Konflikten merkt man in dem
Film nicht allzuviel. Ernſt Lubitſch, der Regiſſeur, läuft Gefahr,
nur die Liebesgeſchichte zu ſchildern und das hiſtoriſche auf die

Dieſe iſt ihm nun großarig geAusſtattung zu beſchränken.
Dramatiſch vertieft iſtlungen. Das muß anerkannt werden.

auch Anfang und Entwicklung des Verhältniſſes zwiſchen König
und Anna Boleyn. Wan merkt faſt den Anſatz zur vollendeten
Form der Tragödie.
Maſſenſzenen.

E. Jan nigs als König Heinricht da. Jn Maske und Geſtalt
glöcklich der Phantaſie des Zuſchauers entgegenkommend. Heonny
Porten iſt in der Darſtellung tragiſcher Frauengeſtalten un

Darum war es ſelbſtverſtändlich, daß ihr die Anna
Doch auch die anderen Rollenträger fielen

durchaus nicht ab. Auf ſtilgerechte Koſtüme wurde hoher Wert
gelegt, wenn ſie die handelnden Perſonen auch oft nicht verſchönten.
Sogar die Embleme des Hoſenbandordens waren nicht vergeſſen.

zeigt ſchon die Einladung der Redaktion zur Premiere. Auch
unter dem Geſichtswinkel der Ernſthaftgkeit kann man ruhig zu

erreicht.

Boleyn gehörte.

Die Lichtſpielkunſt will ernſthaft genommen werden.

geben, daß die U. T. Lichtſpiele mit größerem Geſchick wie andere
wertvolle Darbietungen bringen. Ernſthaft muß man aber auch
die Verſuche der führenden Männer in der Lichtſpielkunſt viele
nennen ſie noch Filminduſtrie betrachten, die derſelben neue
Ausdrucksformen geben wollen. So iſt die Abſicht, durch den Film
die Kultur der Vergangenheit zu vermitteln, außerordentlig
bedeutungsvoll. Da aber dem Lichtbild die Sprache fehlt, ſo bleib
es gewöhnlich an der glänzenden Außenſeite hängen. Dieſe R
teile machen ſich auch bei Anna Voleyn geltend. Das Geſchick
ſchönen Hoſdame, die ſo glanzvoll zur Königin erhoben

e Im ſo ſchnell ebenfalls auf dem Schafott zu enden zeigt W
gen losgelöſt von den inneren fazialen Kämpfen Englands

eshalb bietet der Film eben nur einen Teilausſchnitt, eine n
ſeitige Darſtellung des hiſtoriſchen Geſchehens von 400 Jahre

X. h D.

t

Ueberraſchend gut gelungen waren die
Hervorragend in der Menge der Darſteller ſteht
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nern n worden. Hiernach iſt die Be
chäftigung aller Ausländer (Jnduſtriearbeiter, land wirtſchaftlicher
Arbeiter, ruſſiſcher Jnternierter uſw.) nur mit Genehmigung des
uſtändigen Landesarbeitsamtes erlanbt. Anträge auf Genehmi-
rung zur Beſchäftigung ſind bei dem örtlich zuſtändigen Arbeits-rachweis u Halle und den Saalkreis beim Arbeitsamt, Salz-
zrafenſtr. Nr. 2 ſchriftlich einzureichen. Für bereits beſchäftigte
Ausländer iſt eine ſolche Genehmigung, ſofern ſie noch nicht erfüllt
vorden iſt, vom Arbeitgeber nachzuholen.

Wert volle Anſichtskarten. Zugunſten der Grenz-Spende für
Oberſchleſien wird im Auftrage der Verwaltung der Grenz-Spende
eine Poſtkartenſerie verſandt, die neben drei ſehr ſchönen Blumen-
karten neun künſtleriſch außerordentlich wertvolle Anſichten
aus allen Abſtimmungsgebieten enthält. Wer die
Karten zu dem wohlfeilen Preis von fünf Mark erwirbt, kann ſie
mit beliebiger Jnſchrift verſehen, portofrei machen und nach
Leipzig ſchicken, wo ſie mit einem beſonderen amtlichen
Poſtſtempel entwertet werden, der die Jnſchrift führt: „Gib
Deine Grenz-Spende für Oberſchleſien“. Der Erwerb der Poſt-
arten, die ein dauerndes Andenken an die Volksabſtimmungen
und mit dem Sonderſtempel eine Seltenheit für den Samm-
ler ſind, kann allen Empfängern wärmſtens empfohlen werden.

Der Jugendbund vom 11. Juli 1920 teilt uns mit, daß der
Vorverkauf zu ſeiner am Mittwoch, den 29. Dez., ſtattfindenden
Reltoveranſtaltung in Bad Wittekind, ſich in der SaaleZeitung
(Große Ulrichſtraße), Muſikhaus Hothan und Manthey befindet.

Wegen Schleichhandels mit Zucker wurden fünf Perſonen
eſtgenommen. Bei den Ermittelungen ſtellte ſich heraus, daß
dieſer Zucker 566 Pfund aus einem Einbruchsdieb-
tahl herrührt.

Rette Früchtchen! Am 23. 12. 1920, gegen 6 Uhr nachmittags,
iſt in der Merſeburger Straße von einem nach Ammendorf fahren-
den Rollwagen von mehreren Schulknaben eine Kiſte Margarine,
mit 30 Pfundwürfeln Jnhalt, geſtohlen worden. Die Täter ſind
ermittelt, auch die Ware iſt zum Teil wieder herbeigeſchafft wor
den und liegt im Polizeirevier 3, Liebenauer Straße 123, zur An-
ſicht, bezw. Rückgabe an den Geſchädigten aus. Die Kiſte trägt die
Aufſchrift „Neutral“ Mohr Co. m. b. H. Hamburg.

Stadttheater. Heute, Montag, abend Anfang 7 Uhr
geht Richard Wagners „Tannhäuſer“ in Szene. Das Weihnachts
märchen „Die Mäuſekönigin“ gelangt am Dienstag, Mittwoch,
Freitag und Sonnabend nachmittags 3 Uhr bei volkstümlichen
Freiſen zur Aufführung. Dienstag abend wird die Komödie
„Harry“ von Tagger gegeben. Mittwoch „Martha“, Donnerstag
„Die Gezeichneten“, Freitag „Hoheit tanzt Walzer“, Sonnabend
„Fidelio“, Sonntag nachmittag „Hoffmanns Erzählungen“, Sonn-
tag abend Uraufführung „Das Wandbild von Ferruccio Buſoni“,
Muſik von Othmar Schoeck (Hedwig Nottebohm als Gaſt).

Freie Volksbühne Halle. Spieltag (Jphigenie) 29. Dez.
n

Pruvin und Ungegen.

An glle Ortsvereine des Vezirks Halle.

Der Bezirkswerbegusſchuß des Bezirks Halle veranſtaltet am
Sonntag, den 9. Januar 1921, vorm. 10 Uhr in Wilsdorfs
Heſellſchaftshaus, Karlſtr. 14, eine außerordentliche Be-
zirksbeamtenkonferenz. Tagesordnung: 1. Demokrati-
ſierung der Verwaltung. Ref. Landgerichtsrat Dr. Ruben.

Organiſation der Beamtenwerbeausſchüſſe. Ref. Franz Krüger,
Berlin, Parteivorſtand. 3. Wahl des Vorſtandes für den Vezirks-
deamtenwerbeausſchuß. 4. Verſchiedenes.
Die Konferenz ſoll mit ſämtlichen Beamtenfragen be-
ſaſſen, ſowie zur Demokratiſierung der Verwaltung Stellung
tehmen. Die Konferenz am 9. ſoll eine große Kundgebung der
jeſamten ſozialiſtiſchen Beamtenſchaft des Regierungsbezirks
Merſeburg werden und wir bitten deshalb die Ortsvereine, nach
Möglichkeit von jeder Beamtenkategorie einen Vertreter nach hier
u entſenden. Sollte dies nicht möglich ſein, ſo iſt wenigſtens
in Vertreter zu ſenden.

Wir bitten, in den einzelnen Ortsvereinen umgehend unter
en organiſierten S. P. D.- Beamten zu dieſem Zirkular Stellung
u nehmen und nach Möglichkeit die Delegierten zu beſtimmen, die
iach hier kommen. Zu dieſer Konferenz ſind eingeladen und
verden beſtimmt exſcheinen: Der Parteivorſtand, 2 Vertreter der
Reichstagsfraktion, 2 Vertreter der Preußiſchen Fraktion, ſowie
rach Möglichkeit ein Vertreter der ſächſiſchen Fraktion, außerdem
die noch jetzt in der Regierung ſitzenden Miniſter.
Jn der vHoffnung, daß ſich alle Beamten ſowie alle übrigen

Parteigenoſſen klar vor Augen führen, daß hier etwas geſchafft
werden ſoll, was für unſere junge deutſche Republik dringend
notwendig iſt, verbleiben wir

mit Parteigruß
Der Bezirksbeamtenwerbeausſchuß.

J. A.: Flüch t.

Ernſte Lage im Braunkohlenbergbau.
Donnerstag fand in Halle eine Konferenz der Ver

rauensleute, ſämtlicher im Braunkohlenbergbau beſchäftig-
ter Arbeiter für Mitteldeutſchland ſtatt. Jn einer Ent-
ſchließung an die in Betracht kommenden Miniſterien wurde
einſtimmig zum Ausdruck gebracht, daß der Streik für ganz
Mitteldeutſchland proklamiert wird, wenn die eingereichten
Forderungen bis 15. Januar keine Erledigung gefunden
haben.

e

Reideburg. Ein „Führer“, den man ſich anſehen
nuß. Uns wird geſchrieben: Der kleine Gernegroß P. Drie-
b uſch war bekanntlich in Schönnewitz Gemeindevorſteher. Nach-
dem vor kurzem die Gemeinden Schönnewitz, Burg und Kapellen
ende mit Reideburg verſchmolzen worden ſind, iſt ſein Herrſchafts-
gebiet erweitert worden und erſtreckt ſich nunmehr auf die Geſamt-
zemeinde, die den Namen Reideburg führt. Sein neues Amt hat
er jedoch noch nicht endgültig im Beſitz. Am 2. Januar finden viel-
mehr die Wahlen zur Gemeindevertretung ſtatt und der neu-
jewählte Gemeinderai wird dann den Gemeindevorſteher wählen.
Das wird für Herrn Dr. diesmal nicht ſo glatt abgehen, denn gegen
hn zeigt ſich eine ziemlich ſtarke Oppoſition. Es ſind vier Liſten

eingereicht worden. Auch unter den Arbeitern gibt es gar manchen,
der die Hohlheit des Dr. erkannt hat. Von ſeinen Phraſen wird
niemand ſatt. Fragt man ſich, was er in ſeiner zweijährigen
Tätigkeit erreicht hat, ſo iſt's keinen Pfifferling mehr als andereJ Gemeindevorſteher, die nicht ſo gut Phraſen zu dreſchen verſtehen,

auch erreicht haben. Seine
chon viele verdroſſen, da abſolut nichts dahintegſteckt.

ichtigtuerei und Prahlhanſerei hat
Jn einer

4 Verſammlung hier rief Dr. einmal den Arbeitern zu, ſie ſollten
R äüch ihre Führer anſehen.

gelommen, W 4
Das haben nunmehr Arbeiter getan

t einmal angeſehen. Dabei iſt herau
s zur Revolution weder gewerkſchaftlich

ne politi Arbeiterſchaft herausgetraut hat. Denal
es bringen, wenn man für die Rechte der Arbeiter

mit den Gelben, denn
ß er jetzt aber mit die

intrat. Damals hielt es Herr Dr.
s war lohnender und ungefährlicher.

l kiqhhtung nach Moskau eingeſchlagen hat, verſteht ſich bei ſeinem
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Charakter von ſelbſt. Er wird ſtets dort ſein, wo ihn der Strom
einer bequemen „Führer“rolle hinträgt. Wenn die Moskauer
Herrlichkeit einmal vergangen ſein wird, wie Märzenſchnee in der
Sonne von der Entwicklung fortgewiſtht wird, dann wird der
„prinzipienfeſte“ Dr. auch immer noch anders können. So be
urteilen ihn auch ſeine eigenen Parteigenoſſen, ſoweit ſie nicht
blind ſind. Es iſt daher begreiflich, daß ſein Vertrauen bei der
hieſigen Arbeiterſchaft eine rapide fallende Tendenz zeigt. Schon
die Wahl am 2. Januar wird das beſtätigen.

Barnſtedt, Mitgliederverſammlung der S. P. D.
Am 21. 12. fand eine Mitgliederverſammlung der S. P. D. ſtatt.
Das Programm war reichhaltig. Genoſſe Koch ſchilderte die
poſitive Arbeit unſerer altbewährten Partei Mit trefflichen
Worten ſchilderte er die Scheinheiligkeit der rechtsſtehenden Par-
teien, welche ſich als Befreier der Arbeiterſchaft und des Klein-
beſitzes ausſpielen, ebenſo tadelte er ſcharf das Verhalten unſerer
linksſtehenden Freunde. Zu den Arbeiten in den Ortsvereinen
wurde lebhaft debattiert. Alle Mitglieder wurden aufgefordert,
das Parteiblatt, die „Volksſtimme“ zu leſen, da es nicht ſchick
lich iſt, als Sozialdemokrat eine rechtsſtehende Zeitung zu leſen.
Dieſe Zeitungen ſind als Werkzenge der Reaktion die ſchärfſten
Feinde des Proletariats. Drum friſch ans Werk, Genoſſen, zu
den kommenden Wahlen und leſe jeder Genoſſe unſer Parteiblatt,
die „Volksſtimme“.

Teuchern. Tödlich verunglückt. Auf der Grube
„von Voß“ ereignete ſich ein bedauerlicher Unglücksfall. Dort
geriet der Arbeiter Borcher in der Brikettfabrik in das Radwerk
der Maſchine und wurde ſo ſchwer verletzt, daß bald darauf der
Tod eintrat. B. hatte am Sonnabend zuvor Hochzeit gehabt.

Weißenfels. Volkshochſch ule. Am Montag abend
fand der letzte intereſſante eindrucks vollſte Vortrag
der Volkswirtſchaftslehre unſeres Genoſſen Waentig ſtatt. Der
Vortragende behandelte zunächſt die Eigenart der Gütervertei-
lung als ein verwickeltes Syſtem. Die verſchiedenen Arten des
Einkommens ſind: 1. Kapitalismus, das Einkommen der
Kapitaliſten, Beſitzer von Leihkapital; 2. Arbeitslohn, das
Einkommen des Lohnarbeiters in weiteſtem Sinn; 3. Unter-
nehmerein kommen. Die Grundrente iſt entweder Unter-
nehmereinkommen des Landwirts, wo der Eigentümer das Gut
ſelbſt hbewirtſchaftet oder Zins vom Bodenkapital, wo es ver-
pochtet iſt. Die Verteilung iſt keine gleiche, nicht nach Bedürf-
niſſen, nicht nach den Leiſtungen entſprechend, ſondern nach den
Machtverhält niſſen der Klaſſen. Die Lohnſteigerungen
haben ſtets eine Steigerung der Preiſe der Lebensmittel nach ſich
gezogen. Der Arbeitslohn einer Aktiengeſellſchaft iſt pyramiden-
artig. Fabrikdirektoren werden bezahlt aus dem Geſammtertrag
des Gewinnes, während der Lohn der Arbeiter zu den Pro-
duktionskoſten berechnet wird. Weiter gibt es Konjunktur- oder
Spekulationsgewinne, Erträge der Obligationen (Verpflichtung,
Schuldverſchreibung, Schuldbrief). Das Kapital bildet ſich wieder
aus einem Teil des Einkommens, was durch das Reichnotopfer
Gefahr läuft, weggenommen zu werden, deshalb verſucht man es
in Werten anzulegen. Bei dem Arbeitslohn unterſcheidet man
Stücklohn und Zeitlohn. Bei Stüch'ohn, Akkordlohn. Es
müßte ein jeder ein beſtimmtes Exiſtenzmi imum bekommen; der
Kopfarbeiter ſteht ungleich ſchlechter als der Stücklohnarbeiter.
Je höher die Löhne umſo größer die Nachfrage der Güter. Des-
halb müßte der Unternehmer mehr Jntereſſe haben an höheren
Löhnen. Da aber der Lohn zu den Produktionsunkoſten zählt,
verfolgen die Unternehmer die Tenden z, den Lohn zu drücken.
Der Vortragende ging näher auf das Lohngeſetz von Laſſalle ein
und erläuterte dann die Frage der Sozialiſierung. Dazu iſt Vor
bedingung die Entwickelung des Kapitalismus zur höchſten Blüte.
Dann erſt iſt Wirtſchaftsumbildung möglich, die in verſchiedenen
Ländern ſehr verſchieden ſein kann. Marx und Engels begründen
die Frage der Sozialiſierung als eine umgehende Naturnotwendig-
keit. Er zeigte an einigen Beiſpielen, daß Rußland, da es mehrAgrarſtaat iſt, nicht reif war zur Sozialiſierung. Erſt die Ent
wicklung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe in r
Konzern, Truſt, inge, Syndikate bringt es dahin.
Die Sinnloſigkeit des jetzigen Syſtems, wo alles auf Luxuspro-
dukte hinausläuft, wuß naturnotwendig abgelöſt werden durch
Planwirtſchaft, Vollſozialiſierung. Das bedingt auch eine Um-
ſtellung des Seelenlebens. Die Entwickelung nimmt ihren Lauf
und es müßte im öffentlichen Leben, in Diskuſſionen zur Soziali-
ſierung mehr die Phantaſie der Unkenntnis als die Jntelligenz der
einzelnen bewundert werden. Herzerfriſchend waren dieſe beweis-
kräftigen Ausführungen unſeres Genoſſen Waentigs und er ern-
tete dafür zum Abſchied ſtürmiſchen Beifall. Manchem Bürgerlichen,
der durch den ſozialiſtenfreſſenden Handwerkerblock, durch deren
widerliche Darſtellung von der Kommunaliſierung oder Sozialiſie
rung hypnotiſiert war, ſind die Schuppen von den Augen gefallen,
aber auch mancher Genoſſe wird zur tieferen Erkenntnis gekommen
ſein, daß es nur eine Partei gibt, die dieſen idealen Zuſtand der
Entwickelung zum wahren Menſchentum Sozialismus, treibt,
die ſozialdemokratiſche Partei iſt. Jeder aufrichtig ehrlich liebende
Menſch ſtellt ſich ein auf dieſen Kampf. Bezeichnend iſt, daß das
hieſige Tageblatt mit keinem Wort auf alle die Vorträge Waen-
tigs eingegangen iſt, was doch bei anderen minderwertigen
Veronſtaltungen immer der Fall geweſen iſt. Sie waren ja auch
nicht Hörer. Ueber ſie geht das Rad der Zeit hinweg. Sie haben
ſich bei der Umwälzung 1918 etwas falſches vorgetäuſcht, vielleicht
auch nicht. Vielleicht iſts Abſicht

Zörbig. Erſtickt. Ein alleinwohnender Arbeiter machte
in einem Koksofen Feuer an. Um ſich zu erwärmen, ſtellte vor den
Ofen neben ſein Bett. Jnfolge Einatmens der ſich entwickelnden
Koksgaſe fand er den Erſtickungstod.

Greppin. Seinen Verletzungen erlegen iſt der
jugendliche Arbeiter Franz Lenz aus Greppin, dem in voriger
Woche von einem Eiſenbahnzug beide Unterſchenkel abgefahren
worden waren.

Sangerhauſen. Mandatsniederlegung ein
handg reiflicher „Erfolg“ kommuniſtiſcher Tak-
tik. Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung legten die Mit-
glieder unſerer Partei und der U. S. P. (rechts) ihre Mandate
nieder. Grund war die Vorlage des Magiſtrats über Verſteue-
rung des bebauten und unbebauten Grundbeſitzes. Um die
ärmere Bevölkerung von dieſer Steuer zu befreien, hatten ſie be
antragt, die Beſteuerung erſt bei 15 000 M. Einkommenſteuer ein-
treten zu laſſen und für jedes Kind noch 1000 M. anzurechnen.
Die bürgerlichen Parteien lehnten dies ah und forderten die Be
ſteuerung ſchon von 10 000 M. an ohne Kinderprivileg. Die
Kommuniſten ſtimmten ebenfalls dagegen. So glaubte unſere
Fraktion mit den U. S. P. (rechts) keine gedeihliche Kommunal-
politik mehr machen zu können und erklärten die Niederlegung
ihrer Mandate. In der letzten Nummer der Sangerhäuſer Ztg.
erſchien eine Erklärung der zurückgetretenen Stadtverordneten,
welcher wir folgendes entnehmen: Daß die beiden bürger-
lichen Fraktionen des Rithauſes unſere gerechtfertigten Anträge
nicht unterſtützen würden, war uns voll bewußt. Wir mußten
unſere Hoffnung auf die von uns abgeſplitterte kommuniſtiſche
Fraktion ſetzen, wollten wir unſere im Jntereſſe der Minder-
bemittelten geſtellten Anträge zuz Annahme zu bringen. Die
kommuniſtiſche Fraktion hat es jetzt abgelehnt, mit uns gemein-
ſame praktiſche Arbeit anf kommunalem Gebiete zu leiſten. Die
Kommuniſten lehnen es aus parteipolitiſchen Gründen ab, die
Steuern in erſter Linie von den Beſitzenden und denen mit beſſe
rem Einkommen zu holen, obwohl ſie ganz genau wiſſen, daß die
Stadtverwaltung nach wie vor erhebliche Geldmittel braucht, um
weitere Wohnhäuſer zu bauen und ſonſtige ſozialen Pflichten,
wie notwendige Erhöhung des Einkommens der ſtädtiſchen Ar-
beiter Angeftellten, Beamten uſw., erfüllen zu
unterzeichneten Stadtverordneten und Magiſtratsmitgligder lind

können. Die

ſich der Verantwortung, ſie ihren Wählern gegenüber
übernommen haben, voll Sie ſehen aber unter den ob
waltenden Umſtänden keine Möglichkeit mehr, praktiſche und re
tive Arbeit für das ſchaffende Volk zu leiſten. Jndem ſie je
Verantwortung für kommende die ſchaffende Bevölkerung
ſchädigende Steuervorlagen von vornherein ablehnen legen die
Unterzeichneten hiermit das Amt eines Stadtverordneten und
Magiſtratsmitgliedes nieder.“

Del Stadtverordnetenſitzung. Der Haushaltsplan der Stadt. Die Erhöhung der Pachtſummen fü
t. Grundſtücke wurde in 2. Leſung auf 200 Prozent t eſetzt

er Nachtrag zur Hundeſteuerordnung wurde unter Ab
eines bürgerlichen Antrages, dem Vorſchlage des Magiſtrats ent
ſprechend; um 100 Prozent erhöht. Ohne Ausſprache wurde die Er
höhung der Gebührenordnung für den Friedhof zugeſtimmt. Um
der Einheitsſchule näher zu kommen, ſoll die Höhere Mädchenſchule
ausgebaut werden. Zu dieſem Zweck ſoll zu Oſtern 1921 die
7. Klaſſe fortfallen, während eine Klaſſe mit erweitertem Lehr
ſagen w. 1 Das Schulgeld ſoll für die 5. und 6. Klaſſe
ährlich 15 k. betragen, während für die übrigen Klaſſen 350

Mark Schulgeld zu zahlen ſind. Für Schulgeldbefreiungen (Frei-
ſtellen) ſollen in Zukunft 20 Prozent der Einnahmen verwendet
werden, um ärmeren begabten Kindern den Beſuch dieſer Schule
zu ermöglichen. Die am 18. März 1920, aus Anlaß des Kapp-
Putſches, entſtandenen Tumultſchäden ſollen nun endlich feſtgeſetzt
werden. Dem Magiſtrat wurde die Ermächtigung zu den Verhand-
lungen erteilt. Die Verpflegungsſätze für mittelloſe Wanderer in
der Herberge zur Heimat, wurden auf 3,50 Mk. für den Tag vom
1. Januor 1921 ab feſtgeſetzt. Mit der Wilhelma ſoll eine Haft-pflichtverſicherung 48 loſſen werden. Alle Fälle von Haft-
pflicht, auch ſolche, die noch ergeben, ſind in dieſe Verſicherung
einbegriffen. Die Verſicherung wird auf 10 Jahre abgeſchloſſen
und erfordert eine an iche Prämie von 2511,20 Mark. Eine vom
Magiſtrat geforderte gung der Reiſekoſten und Diäten wurde
in die 2. Leſung verwieſen. Den Bürgerdeputierten und Armen-
flegern ſoll eine Aufwandsentſchädigung gezahlt werden. Dieſeu ür jede Sitzung 5 Mk. betragen. Die Aufwandsentſchädigung

ür die unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder und die Stadtverord-
neten wurde dahin erläutert, daß vom 1. Januar 1921 ab für jede
verſäumte Kommiſſionsſitzung 5 Mk. und für jede Stadtverord-
netenſitzung 10 Mk. in Abzug gebracht werden. Der Verwaltungs-
bericht für 1918/19 hat einen Ueberſchuß von 97 783,97 Mk. er
geben, der auf die Rechnung für 1919/20 vorgetragen worden iſt
Zu der Feſtſetzung des Kämmereihaushaltsplanes für 1920 gab
der Vorſitzende ein Schreiben des Rendanten der Stadthauptkaſſe
bekannt, der darum bat, Ausgaben nur gegen Deckung zu -bewil-
ligen. Zum Hauptetat teilen wir folgendes mit: Jn Einnahmen
und Ausgaben banlanziert der Etat mit 3 486 000 Mk., S
dem Vorjahre mit 831 814. Der durch Steuern und Anleihe zu
deckende Fehlbetrag beziffert ſich auf 1176 559 Mk. Die Schulden
der Stadt Delitzſch ſind vom 1. Aprjl 1919, an dem der Schulden-
beſtand ſich auf 1 843 556,76 Mk. belief, auf 4 104 264,81 Mk. ge
ſtiegen. Die e ite en ſich bei der allgemeinen Verwal-
tung mit 671 801,60 Mk., zur rwaltung mit 265 590 Mk.,
Steuerverwaltung mit 243 715 Mk., bei dem Schulweſen an Zu-
ſchüſſen: Oberrealſchule mit 196 530 Mk., höhere Mädchenſchule mit
183 800 Mk., bei den Volksſchule mit 565 000 Mk., gewerbliche
Fortbildungsſchule mit 19 962,50 Mk., kaufmänniſche Fortbildungs-
ſchule mit 25855 Mk., allgemeines Schul- und Bildungsweſen
27 765 Mk., Bauweſen mit 181649 Mk., Anlagenverwaltung
84 631 Mk., Straßenbeleuchtung 26 000 Mk., Armen- und Für-
ſorgeweſen mit 56 000 Mk., Krankenpflege mit 80 775 Mk., Jugend-
pflege mit 18 565 Mk. (einſchl. Ferienkolonie, neuer Sportplatß am
Schützenhof mit 5500 Mk.) zuſammen. Der Dispoſitionsfonds iſt
mit 150 000 Mk. dotiert. An Kreisabgaben einſchließlich Provin-
ziolſteuern ſind 188 0000 Mk. (z. B. 65 000 Mk.) aufzubringen. An
Steuern ſchlägt der Magiſtrat 1700 Prozent Gebäudeſteuer, 3500
Prozent Grundſtueer und 700 Prozent Gewerbeſteuer vor. Der
garantierte Anteil an der Reichseinkommenſteuer beträgt 833 920
Mark. Aus der Beſteuerung des reichsſteuerfreien Einkommens
erwartet man 440 000 Mk., aus der Karten- und Luſtbarkeits-
teuer 120 000 Mk., Reichsumſatzſteuer (Anteil und Einzugsge-
ühren) 55 000 Mk. und aus Steuern, die z ſind

25 000 Mk. Zur Balanzierung des Etats ſind vorgeſehen ein
Ueberſchuß aus 1919/20 mit 13 981 Mk. und eine Anleihe in Höhe
von 271 000 Mk. Eine lebhafte entſpann ſich über die
Zuſchläge zur Grundſteuer, Gewerbeſteuer und Gebäudeſteuer.
Schließlich wurde beſchloſſen, die Steuerſätze auf 1000 Prozent Ge-
bäudeſteuer, 3500 Prozent Grundſteuer und 700 Prozent Gewerbe-
ſtener feſtzuſetzen. Jm übrigen wurde der Haushaltsplan in der
vorgele a Faſſung genehmigt. Zum Schluß der Sitzung regte
Gen. Alpers beim Magiſtrat an, die Regelung der Gasfrage in
der Stadt endlich durchzuführen.

Wittenberg. Harte Kämpfe in der Stadtverord
netenverſammlung. Wegen einer geringfügigen Ange-
legenheit geriet Stadtrat Harpke (U. S. r.) mit dem Sprecher des
Stadtverordnetenkollegiums, Stv. Lehmann (Dem.), hart anein-
ander. Es handelte ſich um die Beſprechung der Magiſtratsvor-
lage betr. Einrichtung eines ſtädtiſchen Fuhrparks, die *Stv. Leh-
mann im Auftrgae der bürgerl. Fraktion ablehnte mit der Be-
ründung, daß der Stadt durch Uebernahme des Fuhrweſens in

tädtiſche Regie ganz bedeutende Unkoſten erwachſen. Auf beiden
Seiten war man verſchiedener Anſicht und Zurufe wurden laut,
wie Begünſtigung, Vetternwirtſchaft u. a. m. Gen. Schmieder
ſetzte ſich für den Magiſtratsantrag ein, der dann mit 15 Stimmen
gegen 9 Stimmen der Linken abgelehnt wurde. Hieran ſchloß ſich
eine perſönliche Auseinanderſetzung zwiſchen dem Kohlendezer-
nenten Stadtrat Harpke und dem Stve Lehmann. Stadtrat Harpke
ſtellte feſt, daß der Stv. Lehmann ſtets, wenn von Arbeitern die
Rede iſt, ein beſonderes Lächeln aufſetze und es immer ſo hinſtelle
als wenn unter den Arbeitern keine zu finden wären, auf die ein
Verlaß ſei. Die Wohlfahrtskommiſſion berichtete dann über die
Milchverſorgung. Verſtöße, wie Pantſchereien, ſind nicht vorge-
konmen. Den ſtädtiſchen Arbeitern wird in Anrechnung auf die
nächſte Lohnzahlung, noch vor Weihnachten für Verheiratete 150
Mark und Ledige 100 Mark ausgezahlt. Dafür können ſich die
Arbeiter recht ſchön bedanken. Anträge verſchiedener Art auf Be
willigung von Mitteln wurden glatt erledigt. Als Beiſitzer zum
Mietseinigungsamt für 1921 werden gewählt: als

Guſtav Stubler, Gen. Paul Leipziger, Bauunternehmer Fr.
öppe; als Mieter: Gen. Lyzeallehrer E. Blum, Herr Mlafowsky

und Herr Oberbeck. Hierauf Schluß der Sitzung.

Lebensmittel-Kalender.
Städ. iſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule am Diens-

tag. Zugekaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebens-
mittelſcheine mit den Rummern 15000 vorm. von 8--12 und
5001--10 000 nachm. von 2—-6 Uhr. Für jede Perſon eines Haus-
haltes werden 115 Gramm zum Preiſe von 1 Mark abgegeben
Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt be-
reit zu halten.

Städtiſcher Verkauf von Graupengrütze an Haushalte mit gelb
umränderten Lebensmittelſcheinen, ferner von Trockeneci, Milch-
ſüßſveiſe, Malzextrakt und Fleiſch- und Wurſtkonſerven oder Roß-
goulaſch an alle Haushalte in der Talamtſchule am Dienstag.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittel-
ſcheine mit den Nummern 22 501—32 000 vormittags von 8 bis
12 Uhr und 32 001-40 000 nachmittags von 26 Uhr. Gegen
Vorlage des Lebensmittelſcheines können an jede Perſon der
Haushalte mit gelb umränderten Lebensmittelſcheinen 160 Gramm
Graupengrütze zum Preiſe von 25 Pf. für 160 Gramm, ferner an
jede Perſon aller Haushalte 50 Gramm Trockenei (Erſatz für
5 Eier) zum Prei e von 3 Mark für 50 Gramm, 2 Pakete Milch-
ſüßſpeiſe zum Preiſe von 1 7 für 2 Pakete eine Doſe Mal
extrakt zum Preiſe von 4,80 Markt und eine Kilo-Doſe Fleiſch

und oder eiſte r a oder eine1 oſe Roßgoulaſch abgegeben werden. Der Preis einer
22 Kilo-Doſe Roßgoulaſch iſt 6 Mark, einer 1 Kilo-Dofe Roß-
goulaſch 11 Mark. Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten.
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